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AIB .... Aktuell 

Solidarität mit dem kämpfenden Chile 
Vier Monate nach dem faschistischen Putsch in 
Chile hält der Terror der Junta unvermindert 
an. Die Verfolgungen werden auf immer breite­
re Kreise der Bevölkerung ausgedehnt, die sich 
dem demokratischen Widerstand anschließen. 
Die reaktionäre Wirtschaftspolitik der neuen 
Machthaber, die sich einzig und alle1n an den 
Interessen der 1n- und ausländischen Monopole 
orientiert, liefert breite Schichten der Be­
völkerung, vor allem aber die Arbeiter und 
Kleinbauern einer fortschreitenden Verelendung 
aus. Willkürlich dekretierte Preiserhtihungen 
um mehrere hundert Prozent, lassen viele le­
benswichtige GUter fUr die Masse der werktäti­

gen Bevölkerung unerschwinglich werden. Hunger 
breitet sich in Chile aus, wovon insbesondere 
die Kinder der ärmeren Schichten betroffen 
sind . Zu den Preissteigerungen kommen räube­
rische LohnkUrzungen und eine rasch anwachsen­
de Arbeitslosigkeit. 200.000 Arbeiter wurden 
seit dem 11. September aus politischen Grlinden 
von ihren Arbeitsplätzen vertrieben. Ohne ge­
werkschaftlichen Schutz haben s i e keine Mög­
l i chkeiten, ihre Rechte geltend zu machen. 

Die politische UnterdrUckung und wirtschaftli­
che Verelendung der großen Mehrheit des chi­
lenischen Volkes bestimmen zugleich die Bedin­
gungen und Erforderniss e des Widerstandskamp­
fes: 
II Die durch den Staatss treich und die von der 
J unta angewandte Polit ik haben eine Situation 
geschaffen, die die Voraussetzungen und die 
Notwendigkeit fUr eine breite soziale und po­
l i tische Einheit an der Basis zur Rettung 
Chiles schaffen." 1) 

Ziel der Einheit aller antifaschistischen 

Kräfte ist die demokratische Erneuerung Chi­
les, ein Kampf, de s sen unmittelbare Tagesauf­
gaben von der Kommunistischen Partei Chiles 
folgendermaßen formuliert werden: 
Kampf fUr "die Beendigung der UnterdrUckung, 
die Freiheit der politisch Verfolgten, recht­
mäßige und öffentliche Gerichtsverfahren fUr 
die Angeklagten . Es muß das Recht fUr alle 
demokratischen Parteien und Organisationen 
des Volkes erkämpft werden, normal ihre Tätig­
keit ausUben zu können. Die Pr essefreiheit und 
die Freiheit der Meinungsäußerung mUs sen wie­
dererkämpft werdenlI . 2) 
Die Erneuerung von Staat und Gesellschaft wird 
s ich jedoch nicht auf die Wiederherstellung 
der demokratischen Traditionen des Landes be­
schränken : 
"Der Staatsstreich hat den Nachweis erbracht, 
daß Chile einen weiterentwickelten und demo­
kratischeren Rechtsstaat braucht als den, we l­
chen die Junta zerstört hat." 3) 

Ober die Formen im Kampf um die Wiederherstel­
lung der demokratischen Freiheiten und den 

Sturz der Diktatur erklärt Carlos Altamirano, 
Generalsekretär der Sozialistischen Partei 
Chiles, in einer Botschaft an das chilenische 
Volk: 

"Dieser Kampf muß ein Kampf der Massen sein, 
der geeinten Massen, der organisier ten Massen, 
der disziplinierten Massen. ( •.• ) In diesen 
Kämpfen sind weder abenteuerliche Aktionen 
noch Terrorhandlungen sm Platze. 11 4) 

Diese Kampfziele des chilenischen Widerstandes 
mUssen zugleich politische Richtschnur fUr die 
Aktionen der internationalen und der Solidari­
tätsbewegung in der Bundesrepublik sein . 
Nur auf dieser Grundlage - bei Absage an jedes 
Sektierertum - ist auch bei uns die Herstel­
lung einer breiten Einheit, ist die Durchfüh­
rung international koordinierter Maßnahmen 
möglich, wie sie eine effektive UnterstUtzung 
der chilenischen Demokraten erforderlich macht. 
In einem Appell des Antiimperialistischen So­
lidaritätskomitees "Rettet die chilenischen 
Demokraten!" wird daher insbesondere auf die 
bedrohliche Situation hingewiesen, in der sich 
die Inhaftierten - unter ihnen führende Per­
sönlichkeiten aller Parteien der UP, so der 
Generalsekretär der Kommunistischen Partei, 
Luie Corvalan und der Generalsekretär der CUT, 
Calderon - befinden . Viele von ihnen sind vom 
Tode bedroht. Ihr Leben hängt vor allem auch 
davon ab, wieviel politischen Druck die inter­
nationale Solidarität zu mobilisieren vermag, 
um die Willkür der Junta zu stoppen. Um zu 
ihrer Rettung beizutragen, werden in dem Appell 
von der Bundesregierung eindeutige Schritte 
zur internationalen Isolierung der Junta auf 
diplomatischer, politischer und wirtschaftli­
cher Ebene verlangt . 
Die verstärkte materielle UnterstUtzung der 
Verfolgten und ihrer Angehörigen aber auch 
Hilfe und Betreuung fUr die asylsuchenden Chi­
lenen in der Bundesrepublik stellen sich als 
weitere wichtige Aufgaben fUr die Solidaritäts­
bewegung. 
Der chilenische Widerstand bereitet sich auf 
einen langen und schwierigen Kampf vor. Auch 
die Solidaritätsbewegung in aller Welt wird 
einen langen Atem brauchen, darf weder Unge ­
duld noch Resignation aufkommen lassen. Denn 
am Ende des langen Weges wird ohne Zweifel 
der Triumpf der gerechten Sache des chileni­
schen Volkes stehen. 
Anmerkungen : 
1 . Aufruf der KP Chiles vom Dezember 1973, 

UZ, 28. 12 . 1973 
2 . f'benda 
3. ebenda ~ 

4 . ~~Z , 3 . 1 . 1974 



Ct,öle 
Botschaft an das chilenische Volk 
von Carlos Altarnirano, 

Generalsekretär der Sozialist ischen 

A ls Generalsekretär der Soziali­
..t'1stischen Partei nutze ich diese 

Gelegenheit. eine erste kurze Bot­
schaft an das chilenische Volk und 
die Weltöf!entlichkeit zu richten, 
um erneut unsere felsenfeste Ent­
schlossenheit zu bekunden, den 
Kamp! bis zur vollständigen Zer­
schlagung der faschistischen Mili­
tärjunta fortzusetzen. Die gegen­
wärtigen Bedingungen sind über­
aus hart und schwierig. Unsere 
Partei und die gesamte Arbeiterbe­
wegung sind einer blutigen faschi­
stischen Unterdrückung ausgesetzt. 
Mindestens ein Drittel führender 
Lei tungskader der Sozialistismen 
Partei auf regionaler Ebene und 
eine große Anzahl Mitglieder des 
Zentralkomitees wurden ermordet 
Ihnen gebührt ewiger Ruhm, denn 
sie haben ihr Leben einer höheren, 
gerechten und edlen Sache geop­
fert. Die Diktatur hat den Terror 
zum Gesetz erhoben. 

Alle, vereint, test vereint, wer­
den wir "die breiten Straßen frei 
machen, auf denen der wahre 
Mensch marschieren wird, um eine 
bessereu, die sozialistische "Gesell­
schaft" aufzubauen". 

So werden wir dem besten und 
heldenhaftesten Kämpfer, dem Be­
gründer unserer Partei. dem ersten 
sozialistisdlen Präsidenten Chiles 
und bis in seinen Tod konsequen­
ten Revolutionär, dem geliebten 
Genossen Salvador Allende, ewige 
Ehre erweisen. 

AKTUELLE AUFGABEN 

Deshalb besteht die große Auf­
gabe unserer Partei uml der Par­
teien der Unidad Popular darin, 
sidl. im Kampf des ganzen chileni­
schen Volkes, aller wahren Pa­
trioten und echten Demokraten. ge­
gen die fasdlistische Diktatur zu 
vereinen. 

1. 
Die eherne Einheit der Parteien, 

der Vorhut der Arbeiterklasse, der 
Sozialistischen und der Kommuni­
stischen Partet, ist ein Kernstück 
des antifaschistischen Kampfes. Die 
Arbeiterklasse und die Bauern 
werden der Kern und die Haupt­
kräfte dieses historischen Kampfes 
sein. Unbedingt notwendig ist auch 
die Festigung der Einheit der 
Kommunistischen und der Soziali­
stischen Partei mit den übrigen 
Parteien und Bewegungen der 
Unidad Popular, sowie mit den 
Kräften, die zwar außerhalb der 
Unidad Popular stehen, aber in ih­
ren demokratischen und freiheitli­
chen Ü'berzeugungen konsequent 
sind. Einheit und Breite dieser 
Front sind spontan und natürlich 
aus der zwingenden Notwendigkeit 
erwachsen, sidl der fa schistischen 
Barbarei entgegenzustellen und sie 
zu vernichten. Wir brauchen die 
Einheit, um auf dem Wege der 

4 großen revolutionären Umwälzun-

(Quelle : DVZ, 3 . 1.1 974 , 

gen unserer Gesellschaft vorwärts­
schreiten zu können . 

2. 
Hauptziel dieser Einheit muß au­

ßerdem sein, die demokratische 
Ordnung und die von der Militär­
diktatur systematisch verletzten 
persönlichen Freiheiten wiederher­
zustellen. 

3. 
Diese breite patriotische Front 

steht ebenso vor der Aufgabe, fur 
die Verteidigung der jetzt liquidier­
ten Rechte zu kämpfen. Die Ein­
heitsgewerkschaft CUT wurde für 
ungesetzlich erklärt, das Recht auf 
Vereinigung in Gewerksdlaften ab­
geschafft. Das Rech t auI Eingaben 
und das Streikrecht wurden besei­
tigt. 

Der Verteidigung der von der 
Arbeiterklasse und von den Bau­
ern unter der Unidad Popular er­
ziel ten Errungenschaften ist eine 
vorrangige Aufgabe der Revolu­
tionäre sowie aller wahrhaften 
Demokraten und Patrioten. 

4. 
Wir müssen uns auch auf einen 

langen, aber unausbleiblich siegrei­
chen Kampf vorberei ten und ihn 
organisieren. Das Bewußtsein des 
chilenisdlen Volkes und Proletaria­
tes ist zu hoch, seine Kampftradi­
lionen sind zu reich und sein un­
bezwingbarer Freiheitswille ist zu 
tief, als daß sie sieb durch eine Mi­
litärkamarilla von Verrätern ge­
schlagen gäben. 

5. 
Dieser Kampf muß ein Kampf 

der Massen sein, der geeinten Mas­
sen, der organisierten Massen, der 
disziplinierten Massen. In diesem 
Kampf haben alle Massenorganisa­
tionen ihren Platz, und sie müssen 
sirh an ihm beteiligen. 

6. 
Es wird auch eine grundsätzliche 

Aufgabe sein, denke ich, eine ein­
heitliche Führung der revolutionä­
ren, demokratischen und Volks­
krä.fte zu bilden, die gegen die fa­
schistische Militärtyrannei kämpft. 

7. 
In diesen Kämpfen sind weder 

abertteuerliche Aktionen noch Ter­
rorhandlungen am Platze. Sie wür­
den der Militärjunta lediglidl als 
Rechtfertigung dazu dienen, neue 
Verbrechen und Repressalien zu be­
gehen, und ihr außerdem gestatten, 
ihre eigenen schweren inneren Wi­
dersprüche zu lösen. 

8. 
Es muß Freiheit für Luis Cor­

val an, Generalsekretär der Kom­
munistischen Partei, Freiheit für 
Anselmo Sule, Vorsitzender der Ra­
dikalen Partei, Freiheit für Oscar 
Garreton, Generalsekretär der MA-

gekürz t) 

Partei Chiles 

PU, Freiheit für die Führer der 
Christlidten Linken, des MIR und 
für meine geliebten, jetzt eingeker­
kerten und gefol terten Genossen 
der Sozialistischen Partej gefordert 
werden. Schluß mit den Schnellver­
fahren und Geheimprozessen, mit 
den Hinrichtungen unter allen mög­
lichen Vorwänden, mit den lebeIis­
länglidlen Zudlthausstrafen ohne 
jede Rechtsgrundlage! Jedem An­
geklagten seinen Rechtsanwalt! Die 
Gerichtsverfahren müssen öffent­
lich durdlgeführt werden. 

9. 
Es muß die Einhaltung der von 

Chile unterzeichneten internationa­
len Verträge gefordert werden, zu 
denen der Vertrag über Asylrecht 
gehört. Dieses Asylrecht ist einp. 
lateinamerikanische Institution, die 
sogar von den schlimmsten Dikta­
turen des Kontinents respektiert, 
von der faschistischen Tyrannei je­
doch mißach tet wird. 

10. 
Die Solidarität der VtUker der 

Welt und aller Länder ist für die 
Entwicklung des Befreiungskamp_ 
fes des chilenisdten Volkes unent­
behrlich und notwendig; sie muß 
weiter gefördert werden. Die Jun­
ta faschistischer Militärs spürt die 
weltweite Verachtung wegen der 
von ihr begangenen Verbrechen 
und Greueltaten. Sie weiß, daß sie 
welt wei t isolJert ist und nur auf 
die Hilfe der hohen Finanzkreise, 
der Imperialisten der USA und an­
derer kapitalistischer Länder rech­
nen kann. Dagegen wird ihr vop 
allen freien Männern, Frauen und 
Jugendlichen der Erde einstimmige 
Verachtung entgegengebracht. 

Mit uns sind die freien Völker 
der Welt, die sozialistischen Länder 
die Sowjetunion, die kubanisch~ 
Revolution, die revolutionären 
Volks- und BefreiungSbewegungen 
in Amerika, Afrika und Asien und 
viele Regierungen sogar kapitali­
stischer Staaten. Dazu gehören auch 
die besten Vertreter der Intelli­
genz in aller Welt. 

Die große Schlacht für die Frei­
hei t hat erst begonnen. Unser Ge­
nosse Salvador All ende hat inmit­
ten des von der faschistischen Ml­
litä rkamarilla entfachten Men­
schenmordes gesagt: .. So wird die 
erste Seite dieser Geschichte ge­
schrieben. Mein Volk und Ameri­
ka werden das übrige schreiben." 

Unser heldenhafter und unver­
geßlicber Genosse Präsident, Mär­
tyrer der Freiheit und der WUrde 
Chiles, Amerikas und der versklav­
ten Völker der Erde, kann sicher 
sein, daß wir die fo lgenden Seiten 
weiterschreiben werden, bis das 
traurigste, schwärzeste und blutig­
ste Kapitel unserer Gesmidtte be. 
endet ist. 

Venceremos! 
Wir werden siegen! 



Werner Hintzke 

Cas internationale Finanzkapital 
und der Militärputsch in Chile 
Dem westdeutschen Monopolkapital und seiner politischen Repräsentanz wurde in einer Vielzahl 
von Publikationen der letzten Monate ein unve r hohlenes Interesse am Sturz der Regierung Allen­
de nachgewiesen. 
Die f olgenden AuszUge aus der IPW- Dokumentat ion, W. HintzkO "Das internationale Finanzkapital 
und der Militärputsch in Chi le", geben darUber hinaus Aufschluß Uber die aktive Teilhabe des 
westdeutschen Imperialismus an der Vorbereitung des Sturzes der Regierung der Onidad popular . 
Diese Mate rialien vermitteln einen groben Überblick Uber Umfang und Charakter der ökonomi­
schen Ve r bindungen der BRD- Monopole zu Chile . Sie dokumentieren die UnterstUtzung des von den 
USA erfolgreich gefUhrten Wirtschaftskrieges durch die westdeutsche Hochfinanz und die Bun­
desregierung . 

Oll' gewal!igen natürlichen Ressou rcen und die billigen Arbeits­
kr~fte wirkten ,,'ie ein Magnet auf das internationale FinanzkapitaL 
Die Monopole aller imperialistischen Länder versuchten die sich 
bictcndcll Profitmöglich kelten a uszunUI zen . Die M a m mul· K onlerne 
der USA beherrschten bei AmtSllnlriu des Präsidenten Salvador 
Allende praktisch die Wirtschaft des gallll'n landes, Am stärksteIl 
"irksam wurden neben ihnen elnOußreiche Kräfte des Monopol­
kapitals und f1ihrende Konzerne der BR D_ 

Wirtschaftliche Verbindungen der BRD 

zu Chile 
.,Die ZeiC' stell te den EinOuß des BRD·Monopolkapitals in Chile 
~or dem Amtsanl riu Allellde, folgendermaßen dar: "In Chile steckt 
et"a eine dreiViertel Milliarde Mark bundesdeuisches Kapital. 
Überdies Ix-findet sich die Bundesrepublik bei der Entwicklungs­
hilfe rur Chile .. _ an er,ter Stclle_ Mit direkter KapItalhilfe finall­
;ieTie die Bundesrepubhk zwischell 1960 und 1970 rund 15 PrOjekte 
im WtTie von 350 Millionen Mark . Im chilenischen Kupfer~rg­
bau steckt ~bcnf3l1s bunuesdeutsches Kapital, etwa in den Minen 
Manto. Bhneos: ' ·1) 

Nach Ikre~hnungell des ,.Handbuchs für Entwicklungshilfe" 
betrugen die Privatin"estitionen \'on BRD-Kon7,ernen in Chile 
Ende 1970 99.4 Mio DM . .!) An dem lukrativen Chile-Geschäft 
waren 65 Unternehmen beldligl~, u. 11 _: 
Farbwerke Hoechst (Tochtergesellscha ften : Quimka Hoechst Chile 
LId. - Fibro Quimica Chilena S. A.J: 
BASF {Tochtergesellschaften Aislantes Aislapol S, A. C. el. -
Polimeros Nac .... nales S A. C. cL): 
Schering AG (Tochtergesellschaft . Laboratorio Beriimed SA): 
Ro~rt Bosch GmbH (Tochtergesellschaften: Cepia SA als Ferti­
gungsgesellschafl - Robert Bosch de Chile S.A , als Vertriebsgesell­
schaft); 
Hochtief AG (Tochtergesdlschaft: HochtiefChi lena LId.): 
Agfa Gevaert AG (TochtergeMClIschaft: Agfa-Gevaert Chilena de 
Proouctos FotografiCn> Lid. als Venriebsgesdlschaftl ; 
Roscllthal AG (Tochtergcsdl.chafl : I'orcelanas Roscnthal Chile 
3A), 

Olympill AG (T ochterge>ellschafl · Olympia Chile LId.). 
Auch die BRD-Konzerne Baye r, AEG-Teiefunken und die 

Dcutsche Ban k haben Niederlassungen in Chile. Etwa ein Drittel 
tier Investi tionen aus der BRD entfallen auf die Nachfolgegesell­
schaften der I. G. Farben .. ) 

In der chilenischen Lantlwlrbchaft hauen BRD-Konzerne eben­
fall, Fuß gefaßt. Die Versand_ und KlIul11au.konzcrnc Hert ie, 
Schickedllnz, Quelle und 0110 haben sich ländcreien in Größen­
mdnun!!en \'on 3000 und 5000 HcklM angeeignet~) 

I:.ngstt Beziehungen bestehen \'or allem auch zwischen den gro­
ßen Konzernen de r BR D Lind den etwa 1500 ,.chiledeulschen'· 
Untcrnehmen (L.tifundienbe,i tzer bzw, miUlerc und kleine Un-
1<'l'Ilehm<,r). Em Driucl dlescr Deutsch-Chilenen gelten als Ver­
nlögcn~nlillit'näre. !lelollt und mit ,ichtbarem Stolz "ics die 
Spnn!!cr-Zcitung ,.Die Weil"· kliTZ vor dem Miht;irpLi tsch da lilut 
Ilin. uuß d~r 30 Jahre ~lk I ührer der rechlsextremistischen Or­
!"lrIi~Dtlon ., I'atnll ~ Llb,r'ad··. die ~Ich spater an dem grauen'·ollen 

Terror de r Soldateska eifrig ~Ieiligle . .,deUI.schstämmig" sei. und 
gibl seine Worte wieder : .. Wir wollen Allende stürzen_ Um das 
LInd von ihm ~u befreien. werden wir au.;h vor Gewall nicht zu-
TÜckschrecken Unser Ziel ist es. das Chaos bis ~u dem Punkt 
zu beschleunigen. an dem eine Machtübernahme durch das Mililär 
möglich isl." ~) 

Die BRD war mehl zuletzt auch ein wichtiger Handelspartner 
für Chile. Der Hauplimponarlikel der ßRD war das Kupfer. 

HlIndlll BRDIChil~, In M,tllonen DM 

Ja."' E,ntUIIr de. BRD Aus' uhr de< BRD 
IIU$ Ch,te nach Chl tl! 

1969 893.7 341 ,9 
1970 924.0 349.3 
197\ 667.4 31 B.B 

Das Programm der Unidad Popular 

Als tllC Ullltbd Popular bei den PraSldenhchaft~,,'~hlcn ,om 4, 
Scptemocr 1970 den Sieg errang. ging sie un'·cr1.üglich Hil die Ver­
wirklidlung des .,Grundsalzprogr .. mms der Volkseinheit" . .Jas 
die Zustimmung breiter M;\Ssen .Jer Werktatigen gefunden halle. 
In diesem I'rogmmm Wllr als wichtiger Punkl l. ur Lösuni; der w­
zlalen und nationalen Interessen des chilenischen Volkes fcstJ1,clq:t· 
.,Der Umwandlungspro,z<,6 der Wirtschaft erfordCrl die Scharruug 
eines behcrrschenden sektors des StHatscigcmums, bestehcnd aus 
den schou jel1.l yer~taallichtell und den enteignet<'n Betrieben. 
Erster Schrill muß hicr die Ver<taat1iehung der Berg- und HÜlltn­
industrie sein (Kupfer, Eiscn. Salpeter). the sic~ in der I·land des 
ausländischen KHpitals und d<'r inländischen Monopole befinden. 

Reaktionen des internationalen 
Finanzkapitals 
Die kon~e\IUcme. Schr;tl fü r Schrill erfolg<,ndc Verwirklichllrlg 
dieses Programms lösle nicht nur bei tier mneren R<'aklion_ sondern 
beim gC:>;ltntcn interna tionalen Finan~kapi tal die höchst<' Alarm, 
stufe au', Vur allem dem USA-Monopolkapital ging es dabei 
nicht nur UIII die Verteidigung sciner bisher beherrschendeu Posi­
tionen 10 Chilc. Die EntWicklung in Chllc droh te 7U einem ;(ündclltkn 
lki ~ picl hir andere lateinamerikanische Lämkr zu werden und dlle 
Kellenreaktion aU.'7ulöscn . 

Diese BcfürchlUllg spiegelte sieh nach dem Wahlsieg AlIcndes 
bei den PrasideOlschaflswahlcn schr deutlich 10 der imperiali­
stischen Presse wider : 

.,Allendes Präsidentschaft könnte nicht nur für Chile, sondern 
für ganz lateinamcnka unabsehbare FolJ!cn haben. da sie den re­
'olutionärcn Ik ... egungen in den anderen Staa ten neue Impulse 
geben würde. Die USA drohen ihren Hinlerhof zu ve rlieren: die 
Herrschaft über diesen Hinterhof hat noch Jcder US.Präsidel1l 
al, e,istcnllel! wichtig für die USA bezeiehnc!.·' f ) 

.. Dle M IIitärdlkt3turen Tlngs um Chile mü,>C n seil dem Wll hl s ie~ 

oJ<" ~lar~i>mus um ihren rOTlbeSland bangcn··. denn .. eine starke 
Opposilion Im Untergrund die ideologisch nach Kub:1 ausgerich­
tet ist"_ träume .. 'on der Verwirklichung Jer chilenischen Verhält-
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nisse auch in Ihrem Land", i) 

"Die Kuba·Chile·Achse wurde in ideologischer Hinsicht ein ge· 
wichtiges Instrument für die Herbeiruhrung der südamerikanischen 
ReVOlution sein Die Aussicht muß höchst verdrießl ich rur di,· 
Vereinigten Staaten sein.·· ~) 

.. Eine VOlksfrontregierung in Chile . , . kann nicht ohne politisch· 
psychologische Folgen für die ganze Hemisphäre bleiben 
Washington ruhlt sich unbehaglich"· Es sei .. darauf gefaßt. daß die 
Wahl Allendes sich als eine Zäsur in der Entwicklung der Hemi· 
sphäre erweisen wird. deren Folgenjetzt kaum abzuschätzen sind··.1c} 

.. Es besteht kein Zweifel daran. daß die Vereinigten Staaten, 
die dnige ihrer besten ,Beobaehter· und einige .Spezialisten· nach 
Santiaga de Chile entsandt haben. die chilenische Situation mi t 
doppel ter Aufmerksamkeit verfolgen werden ... ,l) 

S 

Der Wirtschaftskrieg des USA-Finanzkapitals 

In exak ter, generatstabsmäßiger Planung, unter Ausnutzung aller 
zur Verrugung stehenden Mittel und Möglichkei ten und in stän· 
dige r Tuchrllhlung mit den reaktionären Kräften Chiles bereitete 
das USA·Finanzkapital. untel"$tu tzt von den Wirtschaflsbosscn 
anderer imperialistischer Länder, vor allem von einflußreichen 
Wirtschaftskreisen der BRD. systematisch den Sturz der legalen 
chilenischen Regierung vor. Die Aktionen liefen ,.wie nach einem 
Drehbuch·· ab, .. das .. Irr-Manager dem USA-Geheimdienst 
vorgeschlagen hatten ... : Aushungern der chilenischen Wirtschaft 
durch die USA und befreundete Staaten, Subventionen rur oppo­
sitionelle Gruppen und Zeitungen und ,"crläßliche Quellen inner­
halb des chilenischen Militärs anbohren' (aus einem Brief des 
Washingtoner Irr·Chefs Mtrriam an Nixans Sonderbcra ter !'eter­
son):'ll) 

.. 11 Messagero·' beschrieb "das Eingreifen der großen amerika­
nischen ,multinationalen' und enormen internationalen Kon­
zerne ., ., deren Macht sich auch im Betreiben einer eigcncn 
Außenpolitik·' zeigte, mi t folgcndcn Worten: ., Das grundlegende 
Ziel dieser multinationalen Unternehmen bestand darin, in Chile 
ein wirtschaftliches Chaos zu o;chaffen. die einzig reale Vor.lussct· 
zung ru r das Schei tern von Allende. Dieses Zicl wurde hart-
näckig nicht nur von der .Irr'. sondnn auch von Gesellschaften 
wie der Anaeonda, der Cerro Mining, der Kennocott und zwei 
amerikanischn Bankgruppen ve rfolgt, die in Latcinamerika wir· 
ken. 

Diese Aktion der ,Mult inationalen· ging Hand in Hand mit 
einer geschickteren. doch deshalb ni,ht weniger erbarmungs­
losen Wirtschaftsoffensive. die von den USA ausging und über die 
Weltbank. dcn Inte rnationalen Wä hrungsfonds und alle mit den 
beiden großen Finanzinsti tu tcn ve rfloch tcnen Kredit- und Ent­
wicklungsagenturen hinwcg betrieben wurde. Der völlige Zusam­
menbru, h der Produk tion, das wachsende DerlZit de r Zah lungs­
bilanz, die Einstellung de r international gcrorde rten und garan tier­
ten Investitionen, die Unmöglichkeit. die Bedürfn isse des Haus­
halts zu befriedigen und dureh die Verwirk l iehun~ we-

sentlicher öffentlicher Unternchmen Arbei tsplätze zu sichem. 
die Entk räftun g der Schicht der Technologen des Landes, indem 

mit einträglicheren Stellungen im Ausland gelockt wurde, waren 
die unmittelbaren und augenscheinlichen Auswirkungen dieser 
gemeinsamen wirtschaftlichen Aktion, die auf Betreiben der Nixon­
Administ ra tion mi t den ,Multinationalen' gegen die chilenische 
Demokratie gestartet wurde."~3) 

im Wirtschaftskr ieg des intcrnationalen Finanzkapi tals gegen 
die Unidad Popular,Regierung wurde vor allem versucht, die 
entscheidende Einnahmequelle des chi lenischen Staates, seine 
Kupferproduktion, zu untergraben. Zu diesem Zweck wurden der 
systematische Abzug ausländischer Fach kräFte aus den Kupfer­
minen. die Beschlagnahme von Konten in den USA. die Verwei· 
gerung von notwendigen ErsalZteillieferungen und sich ständig 
mehrende Sabotagcakte organisiert. [n den verstaatlichten Unter· 
nehmen wurden aus ClA-Kassen finanzierte Arbeitsniederlegun­
gen' angezettelt, bei denen, wie die .,Daily World'" das Organ 
der KP der USA beri,htete, Agenten des eng mit der CIA zusam, 
menarbei tenden Amerikanischen Instituts rur Freie Gewerkschafts­
entwicklung (A 1FLD) unter Führung von George Mean~ und J. 
Peter Gract eine unrühmliche Rolle spielten. Dieses institut wird 
von der USA-Behördc rur Internationale Entwicklung (AID) mit 
etwa 8 Mio Dollar jährlich untc rstützl.~'t)Auch der Streik der Fuhr­
unternehmer, der die gesamte Versorgung des Landes lahmlegen 
SOllte und bei dem dic "Streikenden·' jeden Tagdie dreifache Summe 
ihres sonst üblichen Verdienstes einstreichen konnten, lief über 
derartige Verbindungen, war also letzt lich ein Werk der CIA. 

Zur gleichen Zeit eskal ierten die Kupferkonzerne der USA den 
Wirtschaflskrieg gegen Chile auf internationaler Ebene. Im Laufe 
des Jahres 1972 wurden die Kupferpreise auf dem Weltmarkt 
durch Manipula tionen, insbesondere durch zusätzliche Kupfer­
angeboIe aus strategischen Beständen der USA, von 70 Cent auf 
48 Cent für das Pfund (Ibs) herabgedruckt. Für Chile bedeutete das 
einen Verlust von 200 Mio Dollar. Infolgedessen gingen die Devisen­
reserven Chiles seit 1970 von 350 auf 25 Mio Dollar zurück. Auf 
diese Art so ll te vor allem auch das Sozialprogramm der Unidad 
Popular zu Fall gebracht werden. 

"The Financial Times·' hatte schon vor der Wahl Allendes auf 
die mi t Sicherheit zu erwartenden Sabotageakte der USA·Kupfer­
konzerne mi t der Feststellung hingewiesen. ,.daß der Weltkupfer· 
markt von wenigen Produzenten und wenigen größeren Konsu· 
menten beherrscht wird, daß die KupferinduSITie so integriert wor­
dcn ist, daß Produzenten und Konsumcnten oft dieselben riesigen 
Gesel1schaflen sind. Sowohl Anaoonda als auch Kennecott haben 
gewaltige Anst rengungen unternommen, um die In tegration und 
Vielfaltigkeit zu erreichen. Die erstere ist so erfolgreich gewesen, 
daß es dem Präsidenten der Gesellschaft vor 10 Jahren möglich war, 
seinen Aktienooitzern mitzuteilen, daß die integrie rten Akt ivi­
tli ten der Anaconda ,tatsächlich von de r Grube bis zum Konsu­
menten reichen'. Noch wichtiger ist, daß beide Gesellschaflen ihr 
Bestes getan haben. um ihre eigenen Gruben in den Vereinigten 
Staaten zu entwickeln, um von ausländischen Lieferungen wtniger 
abhängig zu sein, Wenn die Chilenen einen klaren Bruch mit den 
Gesellschaften herbeiführen wollten, würden sie daher ein großes 
Geschäft einbüßen.·'1S) 

1972 "ersuchten die USA·Kupferkonzerne da rüber hinaus, 
chilenische Kupferiicferun@.en an Abnehmer in Frankreich. den 
Nicderlanden, Schweden. Italien und in der BRD zu blockieren. 
Obwohl ihnen das nur zei tweise gelang und obwohl ihre Sabolage­
aktioncn gegen das chilenische Kupfer zu Solidarltätsaktionen des 
Itates der Kupferexportländer (CiPEC - Komitee der Kupfer e.~por­

tierenden Länder) Chil~, I'eru, Sambia, Zai re führten, hofften sie 
.tu • .;h, zumindest eine Verunsicherung potentieller Abnehmer chile· . 
!lI.ehen Kupfers zu erreichen, 

Die Rolle des BRD-Flnanzkapltals 

Bezeichnenderweise unterstüllte das BR D-Finanzkapital alle Maß­
nahmen gegen die Regierung Al!endes mi t ganttr Kraft. Das 
" Handelsblatt'· erklä rte offen, daß auch von der BR D aus alles@.e-



tan werden müsse, um die vor sich gehende Entwicklung in Chile 
mit den Methoden wirtschaftlicher Erpressung zu unterbinden : 
.. Chile hat sich mit seinen sozialistischen Eskapaden in einen Teu­
felskreis begeben, aus dem es zunächst fürs erste auch im Hinblick 
auf die deutsch-chilenischen Beziehungen nicht herauskommen 
dürfte." Das betreffe, so fuhr das Blalt fort, Probleme des Handels, 
der Entwicklungshilfe und der Umschuldung. Unverfroren wurde 
gedroht: .. Daß die Bundesregierung zu dem ganzen Kompie , 
recht deutliche Vorstellungen hat. ist , .. sehr klar gesagt worden. 
Und das ist gut so, weil es möglicherweise auch dazu beiträgt. in 
Chile einige Leute zum Nachdenken zu bringen . " '~) Mit anderen 
Worten : Dieselben Vertreter des BRD-Finanzkapitals, die sonst 
durch die in ihrem Dienst stehende Presse demagogisch das "Recht 
der Völker auf Selbstbestimmung" fordern, maßten sich ohne jede 
Scheu an, dem chilenischen Volk Vorschriften darüber machen zu 
dürfen, welchen Entwicklungsweg es einzuschlagen habe und wei­
chen nicht. 

Daß das keine leeren Drohungen waren, was das "Handelsblatt" 
mit der" dem Imperialismus eigenen Brutalität forderte. bewiesen 
die praktischen Maßnahmen des BRD-Finanzkapitals. Die "Ent­
wicklungshilfe" rur Chile wurde 1971 " eingefroren",1llverbind­
liche Verträge, von BRD-Unternehmen in der Zeit der Regierung 
des christdemokratischen Präsidenten Eduardo Frei Montal va 
abgeschlossen, nicht mehr eingehalten~'i} Dem chilenischen Zen­
tralbankpräsidenten, der zu einem Arbeitsbesuch nach Bonn kam , 
wurde vom Staatssekretär im Ministerium für wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit der BRD, Solm, erklärt, daß die Wirtschaftspolitik 
der Unidad Popular den weiteren Wirtschaftsbeziebungen zwischen 
der BRD und Chile im Wege stebe. Daraus ugäbe sich sowohl die 
"Zurückhaltung der Bundesregierung als auch der privaten Unter­
nehmer", "\q) 

Nicht zuletzt wurden Hand in Hand mit dem USA-Finanzkapital 
alle Hebel in Bewegung gesetzt, um den "Kupferkrieg" der nord­
amerikanischen Monopole. zu unterstützen. "Der Handel, allem 
voran dc;r Kupferimport, sollte schleunigst umgeleitet werden. 
was angesichts der Kupferschwemme auf dem Weltmarkt keine 
Mühe macht" , scbrieb die großbürgerliche "Frankfurter AUge­
meine".lcl 

Die BRD ist - Doch vor den USA - der größte Abnehmer chile­
nischen Kupfers, Sie importierte 1969 aus Chile Waren im Werte 
von 228 Mio Dollar. 90 Prozent dieser Summe entfielen auf Kupfer­
importe, 21)Der jährliche Kupferimport aus Chile belief sieh au f. 
etwa 200000 Tonnen.22)Als die Unidad Popular in Chile die Re­
gierung übernahm, unterstützten die Importeure aus ~er BRD 
alle Maßnahmen der Kenn'ecott , Anaconda und Cerro. Sie betei­
ligten sich an den Preismanipulationen und senkten schon im 
ersten Jahr nach dem RegierungsantriU Präsident Allendes ihre 
Kupferimporte aus Chile schlagartig um etwa 20 Prozent. 

Es ist bezeichnend, daß dieselben Kräfte in der BRD und in 
anderen imperiali stischen Staaten. deren erklärtes Ziel es war. 
durch zweckentsprechende Aktionen in Chile em wirtschartliches 
Chaos hervorzurufen, später der Regierung Allende die Verant­

.... ortung für die entstandenen wirtschaftlichen Sc~wicrigkeiten zu­
zuschieben und dam it den Putsch der Generäle zu rechtfertigen 
suchten. Sie bewiesen damit nur erneut die abgrundtiefe Demagogie 
bürgerlicher Propaganda, 

Ober den faschistischen Charakter 

des Putsches 

Die führende britische Wochenzeitschrift "New Statesman" 
steHte in einem Leitartikel fest : " Jetzt müssen wir den Namen 
von Allende auf die Liste von Arbenz, Goulart. Bosch, Jagan 
und allen südamerikanischen Führern setzen, die festgestellt 
haben, daß ein Mandat des Volkes keine Garantie gegen die" 
gnadenlose Entscblossenheit der Reichen ist. sich nicht verdrän_ 
gen zu lassen." 23) 

In der Tat, der nationale und soziale Befreiungskampf der 
Völker Lateinamerikas weist viele Beispiele dafür auf. daß die 
durch gemeinsame Klasseninteressen verbundene äußert und 

mnere Reaktion, das internationale Finanzkapital und die oligar­
chischen Oberschichten alle demokratischen Willensäußerungen 
der Völker mißachten und vor keinem Mittel zurückschrecken , 
wenn es darum gebt, ihre Privilegien, die rücksichtslose Ausplün­
derung der lateinamerikanischen Staaten und die doppelte Ausbeu­
tung der in ihnen lebenden werktätigen Massen zu verteidigen. 
Die Besonderheit des MilitärputSChes in Chile besteht darin, daß 
hier die lenkende Hand des USA-Imperialismus ganz besonders 
deutlich und selbst für den naivsten Beobachter unübersehbar zu­
tage trat und daß dieser Putsch mit einer Brutalität durchgerührt 

wurde, die selbst große Teile der bürgerlichen Presse zwang, seinen 
eindeutig fasChistischen Charakter zu unterstreichen . 

"Le Monde" schrieb : "Hitler und Mussolini sind zwa r tot. . '. 
aber der Faschismus, dcr einen Augenblick auf Spanien begrenzt 
war, ist in seiner militärischen Fonn von Indonesien bis Brasilien, 
von Griechenland bis Chile wieder zu neuem Leben erwacht." l'" 

Und "The Guardian" steUte fest : .. Dies ist der übelste Faschi.imus. 
den wir seit. langer Zeit erleben." '2S} 

Chile beweist erneut vor allem eines: Der Faschismus ist ein Pro­
dukt des Imperialismus, Resultat des verzweifelten Kampfes des 
internationalen Finanzkapitals um die Behauptun~ seiner Profit­
und Machtinteressen gegen die immer stärker, immer bewußter um 
ihre ' Befreiung von Ausbeutung und Unterdrücku ng kämpfenden 
Volksmassen. 

Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete : "Der Staatsstreich vom 
11. September kam zunächst mehr der Okkupation eines reindli­
chen Staates gleich"U? was angesichts der entscheidenden Verant­
wortung des internationalen Finanzkapitals bei der Organisierung 
dieses Putsches nicht verwundern kann . Daraus folgt. daß dieses 
internationale Finanzkapital gleichzeitig auch die volle Veran t­
wortung rur den blutigen, faschistischen Charakter dieses Putsches 
zu tragen hat. Der zeitweilige Sieg der Militärjunta und der hinter 
ihr stehenden Kräfte ist , gemessen an dem Umfang und der Heftig­
keit der leidenschaftlichen Proteste der Weltöffentlichkeit. sowohl 
rur die chilenische Generalsclique als auch rur das internationale 
Finanzkapital eine politisch-moralische Niederlage sondergleichen 
geworden. 
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Naher Osten 

Wolfram Bränner 

Erdöl als politische Waffe 
im Nahostkonflikt 

Die plötzliche Zuspitzung der seit Monaten 
schwelenden Energiekrise, stimuliert durch die 
arabische Drosse lung der Erdölförderung, d1e 
Reduzierung dar Rohölausfuhr 1n die kapitali­
stischen Industriestaaten und die Verhängung 
eines Ölembargos gegen die USA, Holland, Por­
tugal und SUdafrlka, wurde 1n der kapitalisti­
schen Welt mit Panik erzeugenden Sparmaßnah­
men und chauvinistischer Stimmungsmache ge­
genUber den "Arabern" beant .... ortet . 

Vorwurf: R Erpr.uung ~ und .. WimchaftskrJeg der Araber" 

Da 1st die Rede von der "Ö1- ' Atombombe'" 1 ) • vom 
"WUrgegrlff . •• arsblscher öl-potentatenIl2 ),vom 
"arabischen ölkrleg gegen W8steurops,,3) , von 
der Bedrohung nicht mehr "durch Schleßkrleg, 
sondern durch Wirtschaftskriegn4 ). 

Die ganze Last der Energiekrise wird der "zy_ 
nischen Haltung" der "Araber" aufgebUrdet5 ) 
und der Einsatz des arabischen Erd Bis als po­
litisches Druckmittel auf den Nenner nErpres­
sungSPolitik,,6) gebracht. Das gemeinsame Vor­
gehen der arabische~ Staaten gegen die ökono­
mische und militärische Aggression des Impe­
rialismus wird von den Massenmedien der Mono­
pole als ZerstBrung 'ehrlicher ' Wirtschafts­
beziehungen dargestell t: "Das ganze auf ge­
genseitiges Vertrauen gegrUndete System der 
Zusammenarbeit , dieses . . . Geben und Nehmen , 
ist aus allen Fugen". 7) 

Man gebärdet sich gerade so , als gehBrte es 
nicht zur festgeschriebenen historischen Tra­
dition der imperialistischen Monopole und 
Staaten , nach Gutdünken Wirtschaftsblockaden 
gegen sozialistische und nationalrevolutionär 
gefUhrte Länder zu verhängen , militärische In­
terventionen gegen fortschrittliche Regierun­
gen zu verUben , VBlker ganzer Kontinente nicht 
nur zu erpressen, sondern auszupressen ; sie 
ihrer NaturreichtU~er zUgellos zu ber auben , 
sie in Knechtschaft und Elend zu halten . 
Oder ging nicht etwa dem faschistischen Mili ­
tärputsch gegen Chiles rechtmäßige Regierung 
Allende ein dreijähriger Wirtschaftskrieg der 
imperialistischen Mächte USA, BRD u . a . vor­
aus? Ve r hängte nicht Wa shington 1956 einen 

B 

totalen Wirtschaftsboykott gegen Ägypten, der 
noch 1m gleichen Jahr in einem Aggressions­
krieg Englands , Frankrpichs und Israels gip­
felte ? 
Betrieb nicht Wa shington 1960 eine totale 
Wirtschaftsblockade mit anschließender mili­
tärischer Invasion gegen das revolutionäre 
Kuba? 
Und waren es nicht 1972 die Ölmilliardäre der 
USA, Englands und Hollands , die einen inter­
nationalen ErdBlabnahmeboykott gegen die Na­
tionalisierung der IPC ("Iraq Petroleum Com­
pany" , amerikanisch-bri tisch- holländisches 
Ölmonopol) im Irak ankurbelten? 

Allein die wenigen sngefUhrten Fälle zeigen 
an, wessen ureigenstes Kind die "Politik der 
Erpressung", der "Wirtschaftskriege" ist . 

RoUa des arabischen Erdöls !Ur die Westmächte 

Die außerordentliche Bedeutung der arabischen 
Er dBlvorkommen fUr die Energieversorgung, 
damit fUr das Fundament des kapitalistischen 
Wirtschaft ssystems ist in diesen "Tagen kras ­
ser denn je hervorgetreten.(So stieg z.B. der 
Energieverbrauch der hochindustrialisierten 
imperialistischen Staaten in den 6 Jahren vor 
1972 um bis zu 31?1i) . 

Im Vertrauen auf ine stets ungehinderte Aus­
beutung der 8rabi~;hen ölquellen und im In­
teresse der Ölkonze rne an maximalem Profit 
wurde die Er schließung der einheimischen Ener­
gieressourcen vernachlässigt , so daß sich in­
folge dieser staatlichen Fne rgiepolitik schon 
Mitte 1973 "EnergieIUcken" auftaten . 

Bekanntlich decken die westeuropäischen län­
der ihre Erdölzufuhr zu 60 Prozent, Japan zu 
85 und die USA zu 10 Prozent (biS 1980: 30 
Prozent) aus dem Nehen Osten . Und : Uber 60 
Prozent aller Erdölreserven der nichtsoziali ­
stischen Welt lagern im arabischen Raum . 

FOr die imperialistischen Staaten wird damit 
die Sicherung des Öl zuflusses aus den arabi­
schen Ländern zur wichtigsten Voraussetzung 
ihrer Energieversorgung . 
In diesem Sinne empfahl die FAZ im Juni 1973 , 



als entscheidenden Hebel imperialistischer 
Erdölpolitik . " den westlichen Erdölflrmen 

mehr Gewicht zu verleihen" Bowle "einen Zu­
sammenschluß der NATO- Staaten mit Japan zu 
einer gemeinsamen ErdöIPOlitlk"B) herbeizu­

fUhren . D.h. konkret : die anderen imperiali­
stischen Mächte sollten noch stärker auf die 
Festigung und den Ausbau der Positionen der 
US- Ölkonzerne festgelegt und an die Nahost­
strategie der USA gekettet werden . 
Denn das 1954 gegründete , vom US Finanzkapi­
tal majorisierte , die 7 größten Ölmonopole 
der We1t umfassende IIErdölkonsortlum" be­
herrschte 1972 rund 75 % der Rohölgewinnung, 
59 ~ der Raffinerien und 54 ~ des Erdölmark­
tas der nichtsoziallstlschen Welt . 
Dieses gigantische kapitalistische Erdölkar­
tell preßte in den ver gangenen Jahren allein 
aus dem arabischen ROhöl geschäft jährl iche 
Profite von 2 , 5 bis 3 Mrd US- Dollar. Zwischen 
1965 und 1972 zogen die US- Ölmonopole aus 
ausländischen Kapitalanlagen nach offiziellen 
Statistiken 22 , 1 Mrd US- Dollar Reinprofit 9) . 
Im ' . Ouartel 1973 , noch vor dem Beginn des 
arabischen Teilembargos , stiegen ihre Profite 
explosionsartig an (biS zu 91~ bei der Gulf 
011 und bis zu 80 , 7'1> bei EX,Xon) . 

Schaden tragen die ara bilchen länder 

Im Zeitalter der Kolonialpolitik verwUsteten 
die imperialistischen Hauptmächte die arabi ­
schen Länder mit zahlreichen Kriegen10), zo­
gen willkUrliche Grenzen , setzten nach Gut­
dUnken Vasallenkönige ein , unterbanden den 
Aufbau erdölverarbeitender Industriezweige 
und verhinderten eine allgemeine Industriali­
sierung . Daher sind die arabischen Staaten 
noch heute gezwungen , ca . 95 ~ ihrer Erdöl­
förderung in Form von Rohöl zu exportieren . 
Nahezu alle ölraffinerien konzentrieren Sich 
in den kapitalistischen Metropolen , die Tan­
kerflotten und Verteilungsmittel befinden 
sich fast ausschließlich in den Händen der 
multinationalen Konzerne . Auf diese Weise 
konnten sie bis 1971 die Rohölpreise willkUr­
lieh diktieren . Weiter werden die arabischen 
rohstoffexportierenden Staaten gegenwärtig 
besonders hart von de r galoppierenden In.fla -

tion der kapitalistischen WeltWirtSChaft, von 
de ren Währungskrise und der monopolistischen 
Preistreiberei bei industriellen GUtem be­
troffen . 

Um der von imperialistischer Seite verursach­
ten ständigen Verschlechterung des Preisver­
hältniaaes zwischen industriellen ImportgU­
tern und eigenen ROhstoffexporten ("Terms of 
Trade") begegnen zu können, Sind Preiserhö­
hungen seitens der Entwicklungsländer eine 
unerläßliche, wenn auch begrenzt wirksame Ge­
genmaßnahme . Schließlich erhalten die erdöl­
fördernden Länder im Verhältnis zu den Aus­

landsmonopolen und -Regierungen nur einen Ge­
winnanteil von ca. 1:911 ) . 

Israel und die Nahostsbetegie der USA 

Die USA agierten nach dem 2. Weltkrieg ale öko­
nomisch- militärische Vorhut des Öl- Imperialis­
mus im Nahen Osten . Direkte militärische US­
Interventionen in Kooperation mit Großbritan­
nien und Frankreich gegen fortschrittliche 
Entwicklungen im Iran 1953, in Ägypten 1956 
oder gegen Libanon/Jordanien 1958 wurden je­
doch im Zuge des gewandelten weltweiten wie 
regionalen Kräfteverhältnisses zusehends risi­
koreicher. Das zwang die USA von der konven-
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tionellen Kenonenbootdiplomatie zur Umorien­
tieI'Wlg auf die "indirekte Strategie" des 
Ausbaus pro imperialistischer Stellvertreter 
bzw. "BrUckenköpfe" • Die USA setzten auf eine 
Doppelstrategie : Einerseits versuchten sie , 
ihre Positionen mit Hilfe der forcierten öko­
nomischen Durchdringung der arabischen Staaten 
durch die multinationalen Öl monopole zu be­
haupten, was die StUtzung und SubventionieI'Wlg 
feudalistischer Regimes einschloB. Anderer­
seits sollte Israel die Rolle einer imperia­
listischen "Ordnungstruppe" gegen die natio­
nale Befreiungsbewegung und gegen eine anti­
monopolistische arabische Erdölpolitik Uber­
nehmen. 

Erfolge Im Kampf um Okonomiache und politiSCH 
Unabhängigkeit der arabischen Länder 

Trotz seiner "Blitzkriegerfolge" von 1967 
konnte Israel ein weiteres Erstarken und die 
Vereinheitlichung der nationalen arabischen 
Befreiungsbewegung nicht aufhalten . Verstaat­
lichungen der Ölmonopole wurden in Algerien, 
Ägypten, Irak , Syrien und 1973 in Li~yen er­
zwungen . Selbst in feudal - reaktionären arabi­
schen Ländern wie Kuweit oder Saudiarabien 
wurden FordeI'Wlgen nach Teilverstaatlichungen 
und nach dem Einsatz des Erdöls als Waffe ge­
gen die imperialistisch- israelische Aggres­
sionspolitik laut . Im Zuge des engeren Zusam­
menschlusses der arabischen erdölproduzieren­
den Länder in der OAPEC konnten wesentliche 
Einschränkungen der Konzessionsrechte der öl­
monopole, und - seit 1971 - eine Brechung des 
imperialistischen Preisdiktats !Ur Rohöl so­
wie enorme SteigeI'Wlgen der arabischen Ge ­
winnanteile durchgesetzt werden. 
Nach jUngsten Ber echnungen der "Neuen Zeit" 
entfallen 1973 auf staatseigene Erdölgesell­
schaften der arabischen Länder bereits 30 ~ 
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nur 
dortigen FördeI'Wlg, 
10 % waren 12). 

während es noch 1972 

Zerstörung des " Blitzkrl&gs" mythos im 4. NahoSlkri&g 

Den 4.Nahostkrieg unternahm Israel mit Hilfe 
US-amerikanischer Waffen und im Auftrag der 
IIzivilisierten Welt, ... die Kontrolle der ÖI­
vorkommen mit Gewalt zu Ubernehmen,,13). wie 
es General Rabin kurz vor Kriegsausbruch un­
mißverständlich ausdrUckte . Die israelischen 
Bombenangriffe konzentrierten sich diesem 
Auftrag entsprechend primär auf die 1972 
verstaatlichten Erdölanlagen Syriens und auf 
das Uber Syrien transportierte, nationalisier-

te irakisehe Erdöl . 
Doch General Sharons großsprecherische Pro­
gnose vom Sommer 1973 erwies sich als Illu­
sion : "In einer Woche können wir dss gesamte 
Gebiet von Khartum bis Bagdad und Algier ok­
kUPieren.,,14) 

GestUtzt auf die tatkräftige militärische und 
politische Solidarität vor allem der Sowjet­
union konnten die arabischen Streitkräfte den 
durch den "Blitz"sieg von 1967 entstandenen 

Mythos von der ewigen militärischen Uberle­
genheit Israels zerstören. 

KräHe."erschiebungen im Nahen Osten 

1. Die "Blitzkrieg"psychose der letzten 6 Jah­
re ist einem neuen arabischen Selbstbewußt­
sein gewichen. Die US- und NATO-Strategen 
aber Sind mit ihrer Politik des "großen KnUp­
pels" in eine echte ZwickmUhle geraten . In­
nerimperialistische WidersprUche 1ofolge der 
mangelnden ' Solidarität ' Japans und einer 
Reihe westeuropäischer Staaten mit den USA 
schwächten deren und Israels Positionen. 



2. Die imperialistischen Spekulationen auf 
die Unmöglichkeit einer praktisch wirksamen 
Sol idarität der arabischen Welt wurden im 4. 
Nahostkrieg LUgen gestraft. Die während der 
Kampfhandlungen koordiniert durchgeführten 
arabischen Erdölsanktionen gegenUber den 
Staaten , die Israels Raub- und Kriegspolitik 
unterstUtzten , erwiesen sich als äußerst 
durchschlagkräftig. In dieser Situation ge­
rieten selbst "prowestliche" , monarchisch re­
gierte Länder wie Saudi - Arabien in Kollision 
mit den proisraelischen Hauptkräften des 
Weltimperialismus. 

3 . Die solidarische Haltung der Sowjetunion 
und der anderen sozialistischen Staaten er­
wies sich in diesen Tagen als hervorragende 
StUtze des Kampfes der arabischen Länder,wie 
die arabische Gipfelkonferenz in Algier im 
Nov . 1973 verdeutlichte (Vgl. Kasten , S. 12). 

4 . DarUber hinaus stehen die im 4. Nahost­
krieg formulierten und in Algier bekräftigten 
Ziele der arabischen Staaten in völliger 
Ubereinstimmung mit den UNO- Resolutionen von 
1967 , 1970 und Oktober 1973. Am 15. Dezember 

1973 verurteilten 90 UN- Staaten die israeli­
sche ExpanSionspolitik , forderten Tel Aviv 
auf , seine Politik "der Annexion und Koloni­
sierung der seit 1967 okkupierten arabischen 
Territorien" einzustellen und riefen alle 
Staaten auf, jegliche Handlungen "einschließ­
lich Aktionen auf dem Gebiet der Hilfe,,15) 

zu unterlassen, die Israel zur Fortsetzung 
seine r Politik ermutigen könnten . Die USA 
stimmten gegen die Resolution , Großbritannien , 
die BRD und andere NATO- Staaten enthielten 
sich der Stimme . Das zeigt , wie ernst die 
BRD-Regierung ihre Unterzeichnung der EWG­
Nahost- Erklärung nimmt , in der erstmalig -
obzwar sehr vage - von "legitimen Rechten 
der Palästinenser" und von der Notwendigkeit 
die Rede ist, daß Israel die "territoriale 
Okkupation be endet" . 16) 

5 . Ein bedeutsames Ergebni s des 4 . Nahost­
krieges ist ferner die verstärkte Anerkennung 

des Anliegens der Palästinenser . Sogar die 
EWC- Staf'lten mußten dem Rechnung tragen . Die 
PLO war auf dem arabischen Gipfeltreffen 
erstmals offiziell repräsentiert und wurde 
als einzig legitime Vertre tung des palästi­
nensischen Volkes anerkannt . Ihre offizielle 
Teilnahme an der Genfer Konferenz rUckt in 
den Berei ch des Möglichen . Die einsetzende 
Diskussion um eine staatliche Regelung der 
Palästinafrage sowie eine UNO- Resolution vom 
8 . 12 . 1973 bestätigten diese Entwicklung . 

Legllimitäl der Waffe Erdöl 

Die oben ski~zierte historiSChe Praxis de r 
imperialistischen Monopole und Staaten macht 
deutlich , daß sie das arabische Erdöl stets 
als Vaffe gegen das Selbstbestimmungsrecht 
der arabischen Völker mißbrauchten und ihre 
sozialökonomische UnterentwIcklung bewußt kon­
servierten. Die nationale VerfUsung über die 
NaturreichtUmer , d . h . Uber deren Förderung , 
Verwendung und Verteilung ist Bestandteil des 
Völkerrechts. Die Wahrnehmung dieser legiti ­
men Rechte stellt also keine Erpressung oder 
Aggression dar . Bis heute aber versuchen die 
imperialistischen Hauptmächte und ihr Stell­
vertreter Israel , die arabischen Völker an 
der AusUbung dieser legitimen Rechte zu hin-

~ l.oIIo. .. -.- ...... _ ........ &0lil • __ .......... ___ z.it_~_ '"' 
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dem . Sie setzen auch nach dem 4. Nahostkrieg 
ihre militärischen Provokationen und Drohun­
gen fort : durch anhaltende Feuerüberfälle I s­
raels an allen Fr ontabschnitten , durch die 
jUngste außerordentliche US- Militärhilfe an 
Israel in Höhe von 2 , 2 Mrd Dollar, durch US­
amerikanische Manöver wie die kürzliche Kon­
zentration von Kriegsschiffen im Roten Meer , 
oder wie die unverhüllten Invasionsdrohungen 
von US-Kriegsminister Schles inge r am 6 . Ja­
nuar 1974 , mit "Gewaltanwendung gegen arabi­
sche Nationen" sei zu "rechnen" 17). Ebensol­
che Drohungen stieß das westdeutsche Unter­
nehmermagazin "Wirtschaftswoche" aus . Nach 
seiner Version sollten die NATO- Staaten die 
Möglichkeit "nichtmarktwirt sc,haftlicher In­
terventionen (prüfen): Eroberung der Erdöl­
gebiete ••• ~ine Intervention könnte in den 
wenig bevölkerten Gebieten Libyens und der 
arabischen Halbinsel sm kostengUnstigsten 
sein" .1 6) 

Schließlich st immen die mit den Öl - Sanktionen 
direkt yerknUpften Forderungen der arabischen 
Länder nach Herstellung eines gerechten und 
dauerhaften Friedens im Nahen Osten mit den 
Entschließungen der UNO überein. Der Einsetz 
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des Erdöls als politische Waffe erweist sich 
damit nicht nur als gerechtes Kampfmittel z.ur 
Respektierung ihr er legitimen nationalen In­
teressen , sondern z.ugleich als Instrument zur 
Beseitigung der Ursachen des Nahostkonflikts 
und zur Sicherung des Weltfriedens. 

Forderungen an die Bundeareglerung 

Mit de r kUnstlichen Verknappung des Erdöls ge­
l ang es den Er dölkonzernen , riesige Extrapro­
fite (allein in der BRD 2,7 Mrd DM) zu erzie­
l en . Die Folgen des durch die Bonner Unter­
stUtzung Israels mitverschuldeten Nahostkrie­
ges wurden von der Bundesregierung durch ihre 
Stillhaltepolitik gegenUber dem Preiswucher 
de r Ölmonopole auf die arbeitende Bevölkerung 
abgewälzt. Während sie einerseits gezwungen 
ist , sich in Worten von der imperialistischen 
Annexionspol itik Israels zu distanzieren 
(siehe EWG- Resol ution ) , zeigen andererseits 
ihr Verhal ten i n der UNO und die Zusagen fUh­
render bUrgerlicher BRD-Politiker an Israel , 
daß sie in der Pr axis ihre bishe rige proisrae­
l ische Po l itik fortsetzen will. Offenkundig 
l assen s i ch abe r die Wahrung der Interessen 
des ar beitenden Vol kes , die kontinuierliche 
Belieferung mit Erdöl aus a r abischen Ländern 
und die Forcierung einer ge r eChten Friedenslö­
sung im Nahen Osten nur dann erre i chen, wenn 
den Machenschaften der Erdölkonze r ne durch 
Verstaatlichung - bei demokratischer Kontrolle 
- eine Ende gesetzt und die UnterstUtzung der 
israeli schen Aggressionspolitik eingestellt 
wird . Um der veränderten Kr äftekonstellation 
im Nahen Osten gerecht zu wer den , muß die Bun­
desregierung die f r eie Ve r fUgungsge walt der 
a r abischen Lände r Uber ihre NaturreichtUmer 
respektie r en und eine Erdölpolitik direkter 
und gleichberechtigter Vertr äge mit den arsbi ­
schen Staaten betreiben . 

Anmerkungen : 
1 . Die Welt , 11 . 12 . 1973 
2 . Die Welt , 4 . 12 . 1973 
3. Die Zeit, 7.12 . 1973 
4 . Der Spiegel , 10 . 12 . 1973 
5. New York Times , 27 . 12 . 1973 
6 . ebenda; FAZ , 22 . 12 . 1973; Die Zeit , 7 . 12 . 

1973 
7 . Frankfurter Allgemeine Zeitung ( FAZ) , 

1.11 . 1973 
8 . FAZ , 5 . 6 . 1973 
9. Survey of Curr ent Business, Washington , 

September 1973 
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10 . Schlachten um arabisches Erdöl während 
beider Weltkriege zwischen England/Frank­
reich/USA und DeutSChland/Italien/Japan . 
Zahlreiche Kolonialkriege von der briti ­
schen Eroberung Ägyptens/Sudans (1882 - 99) 
bis hin zu Frankr eichs Krieg gegen Alge ­
rien (1954 - 62) . Weitere Beispiele jUnge­
ren Datums : Kriegführung Englands gegen 
den Jemen (1955- 66). , England/Frankr eich/ 
Israel Uberfallen Ägypten (1956) . US- In-
vasion ;~esen L1banon/Jordanlen/Irak(1958) . 

11 . 
12. 
13 . 
14 . 
15. 
16 . 
17 . 
18 . 

Israel gegen Ägypten, Syrien ,. Jordanien 
(1967), Israel gegen Syrien/Agypten 
(1973) . 
vgl . Handelsblatt , 13 . 11 . 1973 
vgl. Neue Zeit , Nr. 45- 46/1973 
Sunday Times , 7 . 10 . 1973 
Prawda , 17 . 11 . 1973 
Unsere Zeit (UZ) , 11.12.1973 
Die WeltbUhne , 4 . 12 . 1973 
FAZ, 7 . 1.1974 
Die Wirtschaftswoche , 26 . 10 . 1973 

An die 

sDzialistischen Staaten 

Erklärung der Arabischen 

Gipfelkonferenz 

Auf ihrer Zusammenkunft in Algier vom 26 . bis 
zum 28 . November 1973 erörterten die arabi­
schen Könige und Präsidenten die Situation im 
arabischen Raum und die internationale Lage , 
wobei sie : 
die sozialistischen Staaten wÜrdigen , die so­
gleich nach dem israelischen Angriff auf die 
arabischen Staaten im Jahre 1967 ihre diplo­
matischen Beziehungen mit Israel abbrachen. 
Sie nehmen ferner mit Genugtuung die uneinge­
schränkte politische UnterstUtzung der Sowjet­
union und der Ubrigen soz ialistischen Staaten 
zur Kenntnis, ebenso ihre militärische und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit den arabi­
schen Staaten und ihre UnterstUtzung fUr den 
gerechten Kampf der Araber zur Befreiung der 
besetzten arabischen Gebiete und der Wiederer­
langung der Rechte des palästinensischen Vol ­
kes . Desgleichen wÜrdigen sie die fortgesetz­
te UnterstUtzung der arabischen Nation durch 
die Volksrepublik China . 
Die arabischen Konige und Präsidenten treten 
tur eine Festigung dieser Zusammenarbeit und 
der Bande zwischen den arabischen und den so­
zialistischen Ländern mit allen Mitteln ein 
in gegenseitigem Interesse und in Verfolgung 
der gemeinsamen Ziele im Sinne der Festigung 
der Freundschaft zwischen den arabischen und 
den sozialistischen Stsaten . 
Die ar abischen Könige und Präsidenten sind 
Uberzeugt davon , daß die Solidarität der so­
zialistischen Länder mit den Arabern in ihrem 
gerechten Kampf weiterhin wachsen wird zu­
nutzen von Freiheit und Gerechtigkeit und im 
Dienste der Festigung des Weltfriedens . 
(Quelle : Afrika heute , Nr. 12/1973 , S. 18) 



Israel und der Frieden 
Die Politik und Programmatik der PLO, von der Monopolpresse der kapitalistischen Länder seit 
jeher nur verzerrt , wenn Oberhaupt dargestellt, wurde gerade in jüngster Zeit durch gezlelte 
Falschmeldungen als verhandlungsunwl111g und kriegstrelberlsch zu diskriminieren und abzu­
qualifizieren versucht . Ein solches Verfahren seitens der imperialistischen Propaganda ist 
zwar keineswegs ungewöhnlich ; allerdings sind WidersprUche und unrealistische Positionen der 
PLO fUr derartige Verleumdungen ein Nährboden . 
Zu solchen unrealistisch- utopischen Positionen , die sich auch in dem im folgenden abgedruck­
ten Dokument niederschlagen, gehört z.B. die in den Vor stellungen über einen zu schaffenden 
palästinensischen Staat implizierte Nichtanerkennung des Staates Israel. Entsprechend wird 
im Politischen Programm der PLO vom Januar 1973 gefordert: "Fortsetzung des Kampfes , insbe­
sondere des bewaffneten Kampfes fUr die Befreiung des ge samten nationalen Territoriums von 
Palästina und f Ur die Errichtung einer demokratischen palastlnensischen Gesellschaft." 
Andererseits wird von der PLO ausdr ücklich der "Zionismus" , nicht aber die "jüdische Nation" 
als Gegner betrachtet , wie die PLO- Delega.tion bei der Moskauer Konferenz formulierte: II Das 
palästinensische Volk hat immer zwischen dem Zionismus als eine r rassistischen Bewegung , die 
mit dem internationalen Imperialismus und den Monopolen verknüpft ist , und den Bürgern jü­
discher Nationalität unterschieden". 
Daß das israelische Volk nicht mit dem Zionismus gleichgesetzt werden kann, daß sich die Be­
völkerung des Staates Israel zu einer israelischen Nation hin entwickelte, die wie jede ande ­
re ein Recht auf Existenz besitzt , diese Einsicht gewinnt vor allem seit dem 4. Nahostkrieg 
auch in den Reiben der PLO an Einfluß; z . B. wenn sie mehrheitlich fUr die Teilnahme der PLO 
an der Genfer Nahost- Friedenskonferenz plädiert und sich in der Frage einer möglichen GrUn­
dung eines palästinensich- arabischen Teilstaates verhandlungsbereit zeigt . 

Was verstellt Israel unter sicheren Grenzen? 

Die israeli schen Führer haben schon immer ih­
ren Glauben und ihre VerpfliChtung an die Sa­
che des Friedens im Nahen Osten erklärt. Sie 
sagen, daß die wesentliche Voraussetzung für 
die Herstellung des Friedens darin bestehe, 
daß die Araber das Recht Israels, als souve­
räner Staat - und zwar innerhalb sicherer und 
anerkannter Grenzen - zu existieren, akzeptie­
ren. Wir wollen diese Bedingung prüfen, um auf 
diese Weise die Ernsthaftigkeit zu bestimmen, 
mit der Israel den Frieden ersehnt. 

Israel ist ein Land, das durch die Vernich­
tung eines anderen Landes entstand: Israel 
steht an der Stelle eines nahöstlichen Landes; 
sein Volk stellt die demografische Verdrängung 
der - in hundert verschiedenen Gebieten ansäs­
sigen - einheimischen palästinensisch-arabi­
sehen Bevölkerung dar, die vertrieben und Uber 
ein Dutzend anderer Länder zerstreut wurde; 
sein Land gehört Israel nicht, wurde nicht ge­
kauft oder auf irgendeine Weise rechtlich er­
worben; es ist ein von seinen gegenwärtigen 
Okkupanten besetztes Land . Die geforderte An­
erkennung Israels durch die Araber heißt 
nichts anderes, als die falsche und ungerech­
te Situation zu legitimieren und fortzusetzen. 
Sie beinhaltet eine Kapitulation und zugleich 
die Zustimmung , daß Israel die unveräußerli­
chen Rechte der palästinensischen Araber , auf 
ihrem eigenen Boden zu l eben und ihre indivi­
duellen wie kollektiven Rechte der Selbstbe ­
stimmung in ihrem Heimatland wahrzunehmen, 
mißachtet . Die Forderung Isr aels nach Aner­
kennung ähnelt der Rhodesiens , wobei eine 
solche Anerkennung die rassistische Diskri­
minierung, Herrschaft und AUSbeutung bein­
haltet. Der Fall Israel ist sogar noch schlim-

mer, weil ein Volk betroffen ist, das ent­
wurzelt, seines gesamten Eigentums beraubt und 
als Volk nicht mehr anerkannt wurde. Daher 
ist das, was Israel Frieden nennt , nichts an­
deres als die Festigung der territorialen Er­
oberung. Es ist die Legalisierung der ge~alt­
samen Entwurzelung des palästinensischen Vol­
kes aus seiner Heimat und seiner Vertreibung 
in die "WUste" und das "Meer" der Flucht und 
des Exils. 

Israel fordert von den Arabern nicht nur, daß 
sie sein Recht auf andauernde Besetzung des 
1948 okkupierten Territoriums anerkennen , son­
dern es fügt diesem Gebiet noch einen großen 
Teil der als Resultat des Junikriegs besetz­
ten Gebiete hinzu , wenn es von "sicheren" 
Grenzen spricht . 
In diesem Begriff von "sichereni! Grenzen 
liegt der eigentl iche Gehalt dessen , was Is­
rael unter Frieden versteht . Der frUbere is­
raelische Ministerpräs ident, Levi Eshkol, 
erklärte den Sinn des Begriffs " sichere" 
Grenzen: 

"Wir streben nach einem Frieden , der uns si­
chere Grenzen im Osten, freie Schiffahrt im 
Westen und eine Kontrolle über die Wasservor­
räte im Norden garantiert". (Haaretz , 2 .Au­
gust 1968) 
Der stellvertretende Ministerpräsident , Yigal 
Allon, gab folgende Definition von "sicheren" 
Grenzen : 

"Die Waffenstillstandslinien von 1948 stellen 
auf keinen Fall s i cher e Grenzen dar. Frieden 
kann nur dur ch einen vollständigen friedens ­
vertrag her gestellt we r den, der effektive S1-
cherheitsmaßnabmen und neue strategische 
Grenzen festlegt. Die Existenz Israels - sei 
sie zivil, mil itärisch oder politisch - muß 
auf einem geo- strategischen Arrangement ba­
sieren , das eine für Verteidigungs zwecke ge­
eignete geogr afische Tiefe und topografische 
Positionen garantiert . Sichere Grenzen sind 
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politische Grenzen, die territoriale Tiefe 
und natilrliche Begrenzungen wie Wasserwege , 
Gebirge und WUsten beinhalten . Zu diesen Gren­
zen kann e s keine wie immer geartete Alterna­
tive geben ." (Maariv, 22 . September 1968) 

Ein dr itter prominenter israelischer Führer, 
Moshe Dayan, gab die folgende Definition von 
"sicheren" Grenzen : 
"Für Israel bildet das Gebiet zwischen dem 
Mlttelmeer und dem Jordan eine territoriale 
Einheit . Ich bekämpfe entschieden Jede Grenz­
ziehung, die diese Einheit zerstören wUrde . 
Israel sollte unte r keinen Umständen der Re ­
solution Nr. 242 des Sicherheitsrates zustim­
men , weil sie eindeutig unse r en RUckzug auf 
die Linien vom 4. J uni 1967 fordert" . (Maariv , 
19. Juni 1968) 

Die Mlnisterpräsidentin von Israel, Golda 
Meir , antwortete auf eine Fr age , welche Ge­
biete sie a l s fUr die Sicherheit Israels not­
wendig erachte , folgendermaßen: 
"Wenn Sie der Ansicht sind , daß wir eine Li­
nie ziehen sollten , so haben wir das nicht ge ­
tan . Wir werden das tun, wenn es dazu an der 
Zeit ist . Aber eine Grundlage der israeli­
schen Politik besteht darin , daß die Grenzen 
des 4.Juni 1967 in einem Friedensvertrag 
nicht wiederhergestellt werden können. Es muß 
Grenzveränderungen geben . Wir wünschen die 
Veränderung unserer Grenzen , aller unserer 
Grenzen , und zwar aus GrUnden der Sicherheit 
.•. " (International Herald Tribune, 31 . Ja­
nuar 1972) 

Wachposten der Palästlnensischen Befreiungs­
organisation PLO 

•••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

Israel strebt also nicht allein die Anerken­
nung seines Rechts auf Existenz als souverä­
ner Staat durch die Araber an, sondern will 
"seine" Grenzen so weit ausdehnen ,wie es das 

fUr notwendig hält . Die Zionisten kämpften 
entschieden fUr den Teilungsplan . Als sie 
diesen zugesiche r t bekamen , dehnten sie ihre 
Grenzen aus und besetzten einen größeren Teil 
von Palästina - und Israel war gegrUndet. Is­
raelische Sprecher hoben hervor, daß Israel 
während der Periode von 1948 bis 1967 die 
arabische Anerkennung seines Existenzrechtes 
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wünschte und erstrebte. Als Israel am 5 . Juni 

1967 seinen Angriff auf die arabischen Staa­
ten f Uhrte und gewann , war der Tenor "siche­
re" Grenzen und nicht "Anerkennung". Israel 
ist noch nicht einmal mit den - als Ergebnis 
des Junikrieges - okkupierten Territorien zu­
frieden. Diese Haltung brachte Yigal Allon zum 
Ausdruck , als er definierte , was er unter der 
israelischen Strategie versteht . Er sagte , es .., 
"notwendig und gerecht , daß die israelische 
Armee jenes ihrer Rechte anwende, welches ihr 
erlaubt , die Waffenstillstandslinien rUr kur­
ze Operationen oder längere Anwesenheit zu 
überschreiten , wenn folgende GrUnde vorlie ­
gen : 
1. Im Falle eines örtlich begrenzten Angriffs 
oder eines Generalangr iffsi oder im Falle 
einer Truppenzusammenziehung zur Vor bereitung 
eines Angriffs; oder wenn wir erfahren , daß 
unser Gegner sich auf einen umfassenden Luft­
oder Raketenangriff auf lebenswichtige is­
raelische Ziele vorbereitet. 
2. Um den Krieg der Terroristen gegen unse re 
Grenzen zu beenden. 
3. Im Falle einer Blockade gegen die israeli­
sche Schiffahrt auf dem Meer , in den Meeren­
gen und schmalen Durchfahrten wie bei Bab- el­
Mandab an der südlichen Spitze des Roten 
Meeres. 
4 . Um unseren bekannten oder unbekannten, tat­
sächlichen oder möglichen VerbUndeten in wel­
chem arabischen Land auch immer Hilfe anzu­
bieten. 
5. Im Falle einer Veränderung des Status quo 
in jedem Nachbarland, die Israel bedrohen 
kann . " 
(Yigal Allon, The Making of the Israeli Army , 

London : Vallentine, Mitchell , 1970 , S. 105-106) 

Was versteht Israel unter Frieden? 

Ein kurzer Blick auf diese Bedingungen ent­
hUllt sehr anschaulich, was Israel unter Frie­
den versteht . Israels Frieden ist ein Plan, 
dem israelischen Willen physisch und moralisch 
in jedem Gebiet Geltung zu verschaffen, das 
Israel als seine Sicherheitssphlire "betrach­
tet" . Diese r Frieden bedeutet Kapitulation 
und Knechtschaft fUr die Araber . Darüber hin­
aus bestätigt er die Aufrechterhaltung einer 
Supermacht im Nahen Osten, die dieses Gebiet 
militärisch und politisch beherrscht und es 
ökonomisch ausbeutet . Aufgrund seines Charak­
ters kann Israel nur eine solche aggressive 
und expansionistische Strategie verfolgen . 
Was versteht Israel unter sicheren Grenzen? 
Israel wurde auf einem Territorium gegrUndet , 
das seinen rechtmäßigen Besitzern widerrecht­
lich entrissen wurde - und das wissen die is­
raeli schen FUhrer. Von daher stellt die Frage 
der Sicherheitsgarantie !Ur diese illegitime 
israelische Existenz eines der Hauptanliegen 
Is r aels dar . Dies beinhaltet aber nicht , daß 
Israels Sicherheitskonzeption statisch ist; 
im Gegenteil , sie ist ziemlich dynamisch und 
entspricht Israels expansionistischer und im­
perialistischer Politik . Daher wird dieses 
Konzept ständig modifiziert, Q~ t es der 
veränderten politischen und militärischen Si-



tuation entspricht. Zudem bedeutet das israe­
lische Sicherheitskonzept nicht die Verteidi ­
gung eines festgelegten Terr itoriums , sondern 
garantie r t Israel ein "Recht" , an den Grenzen 
Israels auf arabischem Boden und in arabi ­
schem Luftraum Manöver durchzuführen . Denn Is­
rael glaubt , daß die Realisierung der Sicher­
heit nicht von internationalen Garantien son­
dern von aktuellen Gewinnen und Erfolgen ab­
hängt . ( . . . ) 

Welcher Zusammenhang besteht zwischen SIedlungspolItIk 
und Expansion? 

Einer der Aspekte israelischer Politik in den 
nach 1967 besetzten arabischen Gebieten ist 
die Errichtung von Siedlungen. Diese Siedl un­
gen werden von der israelischen Regierung als 
~ Antwort auf alle Forderungen nach RUckzug 
aus diesen Gebieten gegeben : 
Yigal Allon sagte : 

"BeSiedlung in den lebenswichtigen Gebieten 
ist eines der grundlegenden Mittel unseres 
Kampfes um die Festlegung von siche r en Gren­
zen". (Maariv , 22.9 . 1968) 
Golda Meir sagte: 
"Wie sie dies schon in der Vergangenheit ge­
tan hat , wird die Regierung auch in Zukunft 
die Besiedlung und den Aufbau von Häfen für 
unsere Söhne auf unserem historischen Heimet­
boden als politisches Unterpfand !Ur die Si­
cherheit und Existenz Isr aels betrachten . " 
(Jewish Observer, 21 . 3 . 1969) 

Dayan sagte: 
"Wir werden noch mehr Siedlungen errichten , 
weil dies uns bei der Erstellung eine r neuen 
Landkarte helfen wird ." (Jerusal em Post , 
20 . 3 . 1969) 
Allon sagte : 
"Die Fakten , die wir (in den Gebieten) schaf­
fen werden , werden die zukUnftige Landkarte 
festlegen." (Maariv , 27 .9 . 1968) 
Yigal Allon bestimmt die Bedeutung der Wah­
rung israelischer Territorialgewinne , wenn er 
ausfUhrt , daß Isr ael schne l l an die Errich­
tung einer defensiven , l andwirtschaftl ichen 
und kolonialen Existenz in jenen Gebieten ge­
hen mUsse, die vom Standpunkt der Verteidi­
gung als lebensnotwendig batrachtet werden; 
und daß e8 unmISglich sei , sie unter i r gend­
welchen Umständen aufzugeben . Es besteht kei­
ne Hoffnung , den po l itischen Kampf um Terr i ­
torien zu gewinnen , wenn man nicht ei ne er­
probte , befestigte und bewaffnete koloniale 
Tatsache schafft , die den Zwecken der terri ­
tor ialen Verteidigung dient und die als inte­
graler Bestandtei l der isr ael ischen Vertei­
digungskonzeption angesehen wird , welche es 
der israelischen Armee gestattet , sich wir k­
samen Kampagnen zu widmen . .. (vgl. Maariv , 

(Quelle : 
27 .9 . 1968) 

gekUrzte deutsche Ubersetzung nach : 
Palestine Liberation Organization, 
Palestinian Comitee For Afro- Asian 
Solidari t y , Israel & Peace , 0 . 0 . , 
October 1973) 

Weltkongress der Friedenskräfte 
Peter Oietzel 

Einheit des Kampfes 
für Frieden und nationale Befreiung 

Der Weltkongreß der Friedenskräfte fand vom 
25. - 31. Oktober 1973 in Moskau statt . Er war 
das breiteste Foruo in der Geschichte der ge­
sellschaftlichen Bewegungen und vereinigte 
Vertreter von 120 internationalen und Uber 
1100 nationalen Organisationen und Bewegungen 
aus 143 Ländern. 

Den größten Teil stellten dabei jene Länder , 
die man gemeinhin zur "Dritten Welt" zählt . 
Unter ihren Vertretern waren die Repräsentan­
ten einer Reihe junger Nationalstaaten, z . B. 
die Vertr eter der - erst vor wenige~ Wochen 
proklamierten - Republik Guinea- Bissau sowie 
eine gr oße Zahl von Repräsentanten der natio­
nalen Befreiungsbewegungen aus Afrika , Asien 
und Late1narnerika . 

Der zunehmend erfolgreiche Kampf um die 
Durchsetzung der Prinzipien der friedlichen 
Koexistenz hat in Europa die Phase des kal ten 
Krieges Uberwunden und die Beziehungen der 
Staaten unterschiedlicher Gesellschaftso r d­
nung auf eine neue , entwickl ungsfähige Grund­
lage gestellt . Die Ver träge zwischen der UdSSR 
und den USA Ube r die Nichtanwendung von Kern­
waffen haben darüber hinaus die Gefahr eines 
dritten Weltkrieges weiter vermindert und er­
heblich zur Entspannung der internationalen 
Situation beigetragen . 

Dazu beigetragen hat auch der er fo l greiche 
Kampf des vietnamesischen Volkes gegen die 
Aggression des US- Imperialismus : Die USA , die 
diesen Krieg mit einer bis dahin ungekannten 
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Grausamkeit und Brutalität gefUhrt hatten, 
mußten schließlich ihre Truppen von Uber 
500 000 Mann aus Indochina abziehen und dem 
Par ise r Friedensabkommen zustimmen . 
Aus diesem Grunde widmete der Kongr eß diesen 
Problemen große Aufmerksamkeit. FUnf der vier­
zehn Kommissionen des Kongresses berUhrten un­
mittelbar den Kampf der Befreiungsbewegungen, 
Entwicklungsländer und jungen Nationalstaaten: 
drei Kommissionen befaßten sich ausführlich 
mit der Situation in Indochina , dem Nahen 
Osten und Chile, zwei weitere arbeiteten zu 
Problemen des nationalen Befreiungskampfes ge­
gen Kolonialismus und Rassismus sowie zu 

dem Thema "Wirtschaftliche Unabhängigkeit und 
Entwicklung" . 

Indische Delegierte bekunden auf dem Welt­
friedenskongreB in Moskau ihre Solidarität 
mit dem Kampf des chilenischen Volkes 

Ganz allgemein läßt sich feststellen , daß 
das politische Gewicht und die Bedeutung 

der antiimperialistischen Kräfte der Länder 
Afrikas, Asiens und Lateinamerikas, ihr Ein­
fluß auf den Verlauf der internationalen Po­
litik in den letzten Jahren erheblich gewach­
sen ist und in den nächsten Jahren weiter zu­
nehmen wird. Das kommt nicht nur in der stei­
genden Zahl der von internationalen Gr emien 
als di e legitimen Vertr eter ihrer V5lker an­
erkannten Befreiungsbewegungen zum Ausdruck , 
sondern auch in der sich auf fortschrittli ­
chen Positionen entwickelnden Einheit einer 
großen Zahl von Entwickl ungsländern , wie sie 
im vergangenen Jahr auf der IV. Konf erenz der 
ni chtpaktgebundenen Länder in Algie r sichtbar 
wurde . 

Zu Recht kam daher de r Kongreß zu dem Ergeb­
nis , daß der Befr e i ungskampf der unterdrUck­
ten V5lker nicht nur ein gerechter und recht­
mäßiger Kampf ist f Ur ihre unabdingbaren 
Rechte , sondern auch einen wertvollen Beitr ag 
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zur Sache des internationalen Friedens dar­
stellt. Mehr und deutlicher als anderswo steht 
hier jedoch die Frage nach dem sozialen In­
halt des Friedens , den es zu erkämpfen gilt . 
Zwei Ereignisse jedOCh, zeitlich in unmittel­
barer Nähe des Kongresses gelegen, haben mit 
aller Deutlichkeit aufgezeigt , daß eine ko~­
sequente , auf friedliche Koexistenz und Zusam­
menarbeit gerichtete Politik heute zwar in der 
Lage ist, aggressive imperialistische Kräfte 
zurUckzudrängen, ihren Spielraum einzuengen 
sowie eine rasche und gerechte L5sung inter­
nationaler Konflikte auf friedlichem Wege zu 
begUnstigen, daß die Ursachen dieser Konflikte 
jedoch noch keineswegs beseitigt Sind. 

Der faschistische Putsch in Chile und die er­
neute Eskalation der israelischen Aggression 
im Nahen Osten 8ind vielmehr ein Beweis dafUr, 
daß trotz zunehmender Entspannungstendenzen 
die Kräfte des Imperialismus und der Reaktion 
noch immer Uberall dort , wo sie aufgrund des 
jeweiligen Kräfteverhältnisses dazu in der 
Lage sind, zu Mitteln der militärischen Gewalt 
und faschistischer Herrschaft greifen, um ih­
re Interessen gegen die demokratischen Be­
strebungen der V5lker durchzusetzen. 

Während sich die imperialistischen Staaten in 
Europa zur friedlichen Koexistenz gezwungen 
sahen, wurden so die Länder der "Dritten Welt" 
zunehmend zum Schauplatz blutiger Aggressio­
nen des Imperialismus in seinen verschiedenen 

Erscheinungsformen. Koloniale und neokolonia­
le Interessen der imperialistischen Staaten 
sowie der noch existierenden Kolonialmächte 
geraten dort in wachsenden Widerspruch zu dem 
sich immer stärker manifestierenden Streben 
der unterdrUckten V~lker nach nationaler 
Selbstbestimmung und sozialer Befreiung . Ko­
lonialismus , Rassismus und Apartheid , nationa­
le UnterdrUckung und neokoloniale Ausbeutung 
stellen daher eine der Hauptquellen interna­
tionaler Spannungen und Konflikte dar. 
Deshalb wird es stets dort, wo es Kolonialis­
mus gibt , auch den Kampf um nationale Befrei­
ung geben . Wo es Ausbeutung gibt, wird es 
Kampf um die Befreiung der Arbeit geben . 

Adr ... enänderung 

bitte rechtzeitig 

bekanntgebe" 



KOlT1lT1unique des 

Weltkongresses der Friedenskräfte 
Die Ergebniese der verschiedenen Arbeitsgrup­
pen auf dem Weltkongreß wurden in einem ge­
meinsamen Kommur.1qub zusammengefaßt , das wir 
auszugsweise wiedergeben : 

Indochina 

Der durch das Pariser Abkommen fixierte 

Sieg des vietnamesischen Volkes und der durch 
das Laos- Abkommen und das Laos- Protokoll fi ­
xierte Sieg des laotischen Volkes sind große 
Erfolge der patriotischen Kräfte , die den US­
Imperialismus zu wesentlichen Konzessionen 
gezwungen haben . Sie haben den Weg zu einer 
gerechten politischen Regelung in diesem Teil 
der Welt gebahnt . 

Der allgemeine Feind dieser Völker hat Je­
doch seine Ränke nicht aufgegeben : Der Krieg 
in Kambodscha dauert an ; die Saigoner Ver­
waltung und die reaktionären Kräfte in Laos 
tun mit Hilfe der USA alles nur mögliche , um 
die Verwirklichung der unterzeichneten Abkom­
Clen zu bremsen . Es bedarf der strikten und 
unverbrüchlichen Einhaltung des Pariser und 
der Vientianer Abkommen durch alle ~eiten . 

Die militärischen Operationen gegen die 
von der Provisorischen Revolutionären Regie­
rung der Republik Süd vietnam kontrollierten 
Gebiete müssen restlos eingestellt werden; 
die politischen Gefangenen, die von den Sai­
goner Behörden weiterhin eingekerkert sind , 
müssen auf freien Fuß gesetzt und den inter-

eIs , seine Weigerung , die UNO- Resolutionen 

zu erfüllen , und die Fol gen der andauernden 
Okkupation arabischer Territorien hervorge­
rufene lange Ausbleiben einer Friedensrege­
lung in diesem Gebiet ist . Sie hat auch be­
stätigt, daß diese unversöhnliche Haltung 
Israels in der Welt von heute nicht zum Er­
folg führen kann . Die jüngsten Beschlüsse des 
Sicherheitsrats gehon gerade davon aus und 
bestätigen im Grunde genommen , daß es in den 
jetzigen internationalen Beziehungen keine 
Legalisierung einer gewaltsamen Annexion ge­
ben kann . Diese Beschlüsse weisen den realen 
Weg zu einer unverzüglichen , gerechten und 
vollständigen Beilegung der Nahostkrise . Vor­
aussetzung einer solchen Beilegung ist die 
sofortige Ausführung der Resolutionen des Si ­
cherheitsrates der UNO vom 22 . , 23 . und 25 . 
Oktober 1973 , der vollständige Abzug der is­
raelischen Truppen von allen besetzten arabi­
schen Gebieten entsprechend den Forderungen 

der Resolution Nr . 242 des UNO-Sicherheits­
rats, den Grundbestimmungen der UNO-Charta 
wie auch die volle Garantierung der legiti ­
men Rechte und der Sicherheit aller Staaten 

und Völker dieses Raumes , einschließlich des 
Rechts des arabischen Volkes von Palüstina 
auf Heimkehr und Selbstbesti~mung gemäß den 
UNO-Resolutionen . ( ..• ) 

essierten Seiten überstellt werden . Nationale Befreiungsbewegung, 

Angesichts des Ernstes der Lage muß ferner 
gefordert werden , daß die USA und ihre Sa­
telliten unverzüglich die Aggressionsakte in 

Kambodscha und ihre Einmischung in die inne­
ren Angelegenheiten dieses Landes einstellen, 
wie es den Prinzipien und Zielen des politi­
schen Programms der Nationalen Einheitsfront 
und der Königlichen Regierung der Nationalen 
Einheit Kambodschas entspricht . 

Es muß alles getan werden , um die Völker 
von Laos , Kambodscha und Vietnam zu unter­
stützen, die unter verschiedenen Bedingungen 
den Kampf u~ ihre Unabhängigkeit und Frieden 
l·ortsetzen . 

Naher Osten 

Die kürzliche militärische Explosio!1 im 
Nahen Osten hat mit tragischer Gewalt erhör­
tet , wie geführlich das durch die den Frie­
den bedrohende fortgesetzte Aggression Isra-

Kampf gegen Kolonialismul und Rassismus 

Die Völker Asiens , Afrikas und Lateinamo­
rikas kämpfen gegen den Kolonialismus , den 
Neokolonialismus , den Rassismus , die Apart­

heid , dle nationale Unterdrückung, für natio­
nale Unabhängigkeit und Frieden . 

Die nationalen Bofreiungskräfte sind 
eines der Hsuptelemente der antiimperialisti­
schen Weltbewegung, der Errichtung des all­
gemeinen Friedens . 

Dio nationalen Bofreiungsbewegungen sind 
legitime Vertreter ihrer Völker und Länder . 

Die kolonialen und rassistischen Regimes , 
die auf Terror , auf wahrhaft barbarischer 
Ausbeutung von Millionen />lenschen beruhen , 
stellen heute einen ungeheuerlichen Anachro­
nis~us dar . Diese Regimes genießen die volle 
Unterstützung des Welt imperialismus , der zu 
den schändlichston Manövern und zu unver­
hüllter Aggression greift , um sie zu erhal-
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ten . Kolonialismus und Rassismus erhöhen die 
Spannungen in verschiedenen Teilen der Welt . 

Allseitige und größtmögliche Unterstüt­
zung und Hilfe ist der Befreiungsbewegung 
der Völker Asiens , Atrika~ und Lateinameri ­
kas zu erweisen , die gegen die kolonialen 

und rassistischen Zustände, tür Selbstbe­
stimmung und nationale Eigenstaatlichkei t 

kämpfen . 

Es gilt , die volle Isolierung der kolo­
nialistischen, faschistischen und rassisti ­
schen Regimes Portugals, Südafrikas und Rho­
desiens durchzusetzen . 

Es gilt , die volle nationale Unabhängig­
keit der Völker durchzusetzen , die noch un­

ter das Kolonialjoch der USA , Großbritanni­
ens , Frankreichs , Hollands und Spaniens ge­
beugt sind . Alle Friedenskräfte müssen die 
restlose und kompromißlose Verwirklichung der 
zahlreichen UNO-Resolutionen über die Liqui­
dierung des Kolonialismus, der Apartheid und 
der anderen Foroen des Rassismus durchsetzen . 
Diese Kräfte erstreben auch aktiv die Ver­
wirklichung der UNO- Resolution "Jahrzehnt der 

Bekämpfung des Rassismus und der Rassendis­
krimination " . 

Alle Friedenskräfte müssen die Anerkennung 
der Republik Guinea- Bissau durch alle Staa­
ten anstreben . 

Entwicklung und wirtschaflllChe Unabhängigkeit 

Der fortschreitende Prozeß der interna­
tionalen Entspannung eröffnet bessere Mög­
lichkeiten zur Lösung der wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme der Länder der dritten 
Welt . Solange diese Probleme ungelöst blei­
ben , ja durch imperialistische Einmischung 
und Ausbeutung verschärft werden , können 
sie neue internationale Konflikte auslösen 
und explosive Situationen schaffen . 

Es kann nicht geduldet werden , daß im 
Zeitalter der wissenschaftlich- technischen 
Revolution das Erbe des Kolonialismus und 
der kolonialen sozialen Strukturen in einem 
gewaltigen Teil der Welt nicht überwunden 
ist , daß in vielen Gebieten der Erde Hunger 
und Krankheit wüten, daß es dort noch immer 
wirtschaftliche und kulturelle Rückständig­
keit und Elend gibt , zumal all dies durch 
die Erpressung und den Druck der internatio­
nalen Monopole verschlimmert wird , die im 
Bunde mit der einheimischen Reaktion volks­
feindliche , ausgesprochen faschistische Re­
gimes unterstützen oder einsetzen . 

Die beharr lichen und konstruktiven Be-

1Smühungen der Entwicklungsländer können , durch 

effektive internationale Solidarität unter­
stützt, diese akuten sozial ökonomischen Pro­
bleme lösen und den Lebensstandard von Hun­
derten Millionen Menschen verbessern . Dies 
muß durch die durchgehende Reduzierung aller 
Rüstungshaushalte , durch die strikte Respek­
tierung des Rechts der Völker nuf Verfügung 
und Kontrolle über ihre Naturreichtümer und 

durch größere wirtschaftliche, wissenschaft­
liche und technische Hilfe für die Entwick_ 
lungsländer ohne jegliche politischs Vorbe­
dingungen erleiChtert werden . ( .. . ) 

Chile 

Der faschistische Putsch in Chile hat ge­

zeigt , wie gefährlich die Politik der impe­
rialistischen, reaktionären Kräfte für die 
Völker ist , die den Weg der Freiheit, den Weg 
der selbständigen, unabhängigen gesellschaft_ 
lichen und politischen Entwicklung einge­
schlagen haben . Der Sturz der rechtmäßigen 
Regierung der Volkseinheit unter Führung von 
Salvador Allende führt uns erneut vor Augen , 
daß di~ internationalen Monopole , die Kräf­
te der äußeren und inneren Reaktion jeder­
zeit bereit sind, zum Gegenangriff überzuge­
hen , der in einem Staatsstreich mit Waffen­
gewalt, in der Errichtung der Militärdiktu_ 
tur und in blutigen Massakern gipfeln kann . 

Das Beispiel Chiles zeigt wiederum , daß 
der Kampf für die demokratischen Ideale, für 
die Grundtreiheiten des Menschen , für die 
Festigung von Gesetzlichkeit und Rechtsord­
nung nach dom Willen des Volkes von der akti ­
ven Politik dea Friedens und der gleichbe­
rechtiBten Zusarn~enarbeit im internationalen 
Rahmen nicht zu trennen ist . Die chilenische 
Tragödie bestärkt uns in unserer Überzeugung, 
daß die gegen die Entapannung und gegen die 
Festigung der internationalen Sicherheit auf­
tretenden Kräfte die gleichen sind , die Ver­
suche unternehmen, den Vormarsch der Völker 
auf dem Wege der naticnalQn Befreiung und des 
aoziulen Fortsc.i1ritts zu hemmen . 

Die wacllsende Solidari :;H.t mi t dem chile­
nisct}en Vollt , der Kampf gegell den Terror und 
die Gewalttaten der Junta, für die Freilas­
sung aller Da~okraten und Patrio~en , für die 
wahre Wiedergeburt Chiles wird zu einem Be­
standteil der Bewegung für die Festigung 
eines allgemeinen , gerechten und demokrati _ 
schen Friedens . Er nimmt einen wirklich welt­
umspannenden Umfang an . ( . •• ) 

Dien ist unsere gemeinaame Einstellung 
zu den Kardinal!'ragen , die nach einmütiger 
Auffassung der Kongreßteilnehmer heute in 



den Vordergrund rücken . Wir sind davon über­
zeugt , daß diese Einstellung eine gute und 
sachliche Basis iruchtbringender und gemein­
samer Aktionen aller sein kann und muß , die 

den Frieden nicht nur wünschen, sondern auch 
die Absicht haben , praktisch für ihn zu ar­
beiten . 

Die Zeit drängt . Die Bemühungen der Re­
gierungen allein reichen nicht aus , um ein 
System internationaler Beziehungen zu schaf­
fen , in dem ein Krieg unmöglich wäre und in 
dem alle Völker und Staaten uneingeschränkt 
in den GenuS der Segnungen des Frieden~ , der 
modernen Zivilisation und der wissenschaft ­
lich- technischen Revolution kommen könnten . 

Guinea-Bissau 

Das zu erreichen ist die Aufgabe aller Men­
schen der Welt . 

Dio Zeit drängt . Wir vertrauen darauf , 
daß der Kongreß ein guter Auftakt und ein 
mächtiger Impuls sein wird zum Zusammen­
schluß der Bemühungen aller Friedenskräfts 
um internationale Sicherheit und Abrüstung, 
um nationale Unabhängigkeit , Zusammenarbeit 
und Frieden . 

Die Zeit drängt . 

(Quelle : Weltkongreß der Friedenskräfte , 
Dokumente, Moekllu 1913 , S. 3 - 20 , gekUrzt) 

Proklamation der 
Republik Guinea-Bissau 

Die Proklamation der Republik Guinea-Bissau sm 24 . 9 .1973 stellt eine neue Stufe des seit nun­
mehr fast zwei Jahrzehnten andauernden Befreiungskampfes des Volkes von Guinea-Bissau dar, 
der - unter der Führung der PAIGC - die portugiesische Kolonialmacht StUck tur StUck zum 
RUckzug gezwungen hat. Sie ist Ausdruck neu geschaffener militärischer, politischer, ökonomi ­
scher und kultureller Bedingungen, die nun die Errichtung eines wirklich unabhängigen, demo­
kratischen Staates ermöglichen . 
Des vorliegende Dokument der ersten Sitzung der 1973 gewählten Nationslen Volksversammlung 
(vgl . AlB Nr . 10/1973)faßt die wichtigsten Aspekte dieser Entwicklung zusammen und formuliert 
die grundlegenden Zielsetzungen der Republik. Es wUrdigt auch die positive Rolle der UNO als 
Instrument zur weltweiten Isolierung des portugiesischen Kolonialismus. Dies wurde in den 
letzten Wochen mit der Anerkennung Guinea- Bissaus durch rund 60 Staaten und mit seiner Auf­
nahme in die Weltorganisation wirksam unterstrichen. Die Aufnahme des Staates in die Organi­
sation fU r AfrikaniSChe Einheit (OAU) ist ein weiterer wichtiger Schritt zur Stärkung Gui ­
nea-Biasaus. 
Der Vertreter der BRD in der UNO enthielt sich bei der Abstimmung zur Aufnahme der Republik 
Guinea- Bissau der Stimme . Die Bundesregierung betreibt hier ein durchsichtiges Spiel: Er­
stens und vor allen Dingen die beharrliche Weigerung , gegen die portugiesische Kolonialpoli­
tik Stellung zu nehmen , zum anderen aber der Versuch , durch Stimmenthaltung sich fUr alle 
Fälle eine Tür offen zu halten. Das Volk von Guinea- Bissau wird zu unterscheiden wissen , wel­
che Regierungen fUr sein nationales Selbstbestimmungsrecht eintreten und welche Regierungen 
dies nur ins taktische KalkUl einbeziehen . 

Die gegenwärtige geschichtliche Epoche der 
Menschheit wird gekennzeichnet durch den Kampf 
der Völker um ihre völlige Betreiung von Ko­
lonialismus, Imperialismus, Rassismus und al­
len anderen Formen der Beherrschung und Unter­
drUckung, die die Entfaltung des Menschen, 
seine WUrde, den Frieden und den Fortschritt 
beeinträchtigen . 

ständig weiterentwickelnde Verwaltungsorgani­
sation , eine Gerichtsbarkeit , eine sich ent­
faltende Wirtschaft und Uber soziale und kul­
ture',:''' Einrichtungen sowie nationale Strei t ­
kräl':e . 

In den befreiten Gebieten Guinea- Bissaus 
hat unser Volk unter der FUhrung der Afrika­
nischen Partei der Unabhängigkeit Guineas und 
der Kapverdischen Inseln (PAIGC) unter der 
weisen FUhrung ihres GrUnders und besten Kämp­
fers , Amilcar Cabral , im Verlaufe von 17 Jah­
ren des politischen und bewaffneten Kampfes 
ein neues Leben aufgebaut, und es verfUgt Uber 
eine starke politische Organisation , eine sich 

Der historische Besuch einer Sondermission 
der Vereinten Nationen vom 2 . bis 6. April 
1972 in den befreiten Gebieten Guinea- Bissaus 
bestätigte der Völkergemeinschaft die Fest­
stellung Dutzender unparteiischer und aner­
kannter Beobachter aus allen Kontinenten : Es 

besteht die Selbstbestimmung unseres Vol kes , 
und es besteht de facto eine staatliche Struk­
tur, die wirksam funktioniert . 

In flagrante r Verletzung des heutigen Völ­
kerrechts befinden sich die portugiesischen 
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Kolonialisten noch immer in einigen Teilen un­
seres nationalen Territoriums . Das höchste in­
ternationale Gr emium, die UNO, hat bereits 
unzählige Male die Gesetzwidrigkeit dieser 
Anwesenheit und das unveräußerliche Recht un­
seres Volkes auf Freiheit und Souveränität und 
auf seinen legitimen Kamp! gegen den portugie­
sischen Kolonialismus bestätigt . 

20 

(Graphik : Ute Tauebner) 

Und zwar unterstreichen die Vollversamm­
l ung der UNO auf der Grundlage der histori­
schen Resolution 1514 (xv) vom 14 . Dezember 
1960 Uber die Gewährung der Unabhängigkeit der 
kolonial unterdrUckten Länder und Völker na ­
mentlich in ihrer Resolution 2916 (XXVII) vom 
14 . November 1972 und der Sicherheitsrat in 
seiner Resolution 322 vom 22 . November 1972 
das unveräußerliche Recht unseres Volkes auf 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit . Anderer­
seits hat die IV . Kommission der Vollversamm­
lung der UNO auf Vorschlag des Sonderausschus­
ses fUr Entkolonialisierung auf der XXVII . Ta­
gung der PAIGC, die Bewegung zur Befreiung 
Guineas und der Kapverdischen Inseln , als den 
alleinigen und wahren Vertreter der Bevölke­
rung dieses Territoriums anerkannt . 

Die Nationale Volksversammlung entstand als 
Ergebnis des erf olgreichen Kampfes der PAIGC 
gegen den portugiesischen Kolonialismus und 
wurde nach dem Grundsatz , daß die Macht vom 
Volke ausgeht und ihm dienen soll , aufgebaut . 
Sie setzt sich aus Vertretern zusammen , die in 
allgemeiner , direkter und geheimer Wahl ge­
wählt werden , und ist Ausdruck des souveränen 
Will ens des Volkes von Guinea- Bissau . 

Am 24. September 197' in dem befreiten Ge ­
biet von Soe zusammengetreten , verleiht die 
Nationale Volksver sammlung dem souveränen Wil ­
len des Volkes Ausdruck und 
PROKLAMIERT FEIERLICH DEN STAAT GUINEA­
BISSAU . 

Der Staat Guinea- Bissau ist eine souveräne, 
demokratische, antikolonialistische und enti­
imperialistische Republik , deren oberstes Ziel 
die völlige Befreiung des Volkes von Guinea 
und den Kapverdisehen Inseln und die Vereini ­
gung dieser beiden Territorien zu einem star­
ken und fort s chrittlichen afrikanischen Vater­
land 1st . Oie Modalitäten dieser Vereinigung 
werden nach der Befreiung der beiden Territo­
rien und in Ubereinstimmung mit dem Willen des 
Volkes festgelegt. 

Der Staat Guinea-Bissau Ubernimmt die hei­
lige Pflicht, so zu handeln, daß die aggressi­
ven Kräfte des portugiesischen Koloniali smus 
mit allen Mitteln und so schnell wie möglich 
aus dem Territorium vertrieben werden , das sie 
in Guinea-Bissau noch besetzt halten , und daß 
der Kampf auf den Kapverdischen Inseln, einem 
festen und unveräuße rlichen Bestandteil des 
nationalen Territoriums des Volkes von Guinea 
und den Kapverdischen Inseln, verstärkt wird. 
Auf den Kapverdischen Inseln wird zum geeig­
neten Zeitpunkt die Nationale Volksversammlung 
der Kapverdisehen Inseln gegrUndet werden zum 
Zwecke der Schaffung des obersten Organs der 
sbsoluten Souveränität unseres Volkes und sei­
nes vereinigten Staates , der Obersten Volks­
versammlung Guineas und der Kapverdischen In­
seln . 

Der Staat Guinea- Bissau betrachtet als ei­
nes der wichtigsten Prinzipien seiner Außen­
politik die Festigung der Bande der kämpferi­
schen Solidarität und BrUderlichkeit zwischen 
unserem Volk und allen um ihre Freiheit und 
Unabhängigkeit kämpfenden Völker Afrikas, 
Asiens und Lateinamerikas sowie den gegen den 
Zionismus kämpfenden arabischen Völkern . 

Der Staat Gu1nea - BissQu 1st Teil Afrikas 
und kämpft fUr die Einheit der afrikanischen 
Völker unter Beachtung der Freiheit, der WUr­
de und des Rechts dieser Völker auf politi­
schen , wirtschaftlichen, sozislen und kultu­
rellen Fortschritt. 

Auf internationaler Ebene wünscht der Staat 
Guinea- Bissau , Beziehungen der Freundschaft, 
Zusammenarbeit und Solidarität mit den Nach­
barländern, der Republik Guinea und der Repu­
blik Senegal, sowie mit allen unabhängigen af­
rikanischen Staaten und mit allen Staaten der 
Welt zu unterhalten und zu entwickeln, die 
seine Souveränität anerkennen und den natio­
nalen Befreiungskampf unseres Volkes unter­
stUtzen . Diese Beziehungen grQ~den sich auf 
die Prinzipien der friedlichen Koexistenz , der 
gegenseitigen Achtung der nationalen Souverä­
nität, des Nichtangriffs, der Nichteinmischung 
in die inneren Angelegenheiten und des gegen­
seitigen Vorteils . 



Der Staat Guinea- Bissau Ubernimmt die Ver­
antwortung fUr die Förderung des wirtschaftli­
chen Fortschritts des Landes und schafft damit 
die materiellen Grundlagen fUr die Entwicklung 
der Kultur, der Wissenschaft und der Technik , 
damit das Niveau des gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Lebens unseres Volkes ständig 
steigt und schließlich ein Leben in Frieden , 
Wohlstand und Fortschritt fUr alle BUrger un­
seres Landes gewährleistet wird. 

Aufbauend auf unserer heldenhaften Volks­
armee der Nationalen Befreiung rUstet der Staat 
Guinea- Bissau die Nationalen Streitkräfte mit 
allen fUr die ErfUllung der Mission der voll­
ständigen Befreiung unseres Volkes und fUr die 
Verteidigung der Errungenschaften unseres Vol ­
kes und der Integrität seines nationalen Ter­
ritoriums erforderlichen Mitteln aus. 

Von dem historischen Augenblick der Pro­
klamation des Staates Guinea- Bissau an sind 
die Behörden und Organe des portugiesischen 
Kolonialstaates , die auf seinem Territorium 
irgendwelche politische , militärische und ad­
ministrative Macht ausUben, gesetzwidrig , und 
ihre Handlungen sind nichtig und entbehren 
jeglicher Wirkung . Demzufolge hat der portu­
giesische Staat von diesem Moment an kein Recht , 
irgendwelche Verpflichtungen oder Verbindlich­
keiten fUr unser Land einzugehen. Alle Verträ­
ge , Konventionen , Abkommen, Bündnisse und Kon­
zessionen , die in der Vergangenheit von den 
portugiesischen Kolonialisten im Zusammenhang 
mit unserem Land unterzeichnet wurden , werden 
der Nationalen Volksversammlung als dem ober­
sten Organ der Staatsmacht vorgelegt , die die­
se unter BerUcksichtlgung der Interessen unse­
res Volkes prOfen wird . 

Der Staat Guinea-Bissau bekräftigt das 
Prinzip , daß er einen Kampf gegen den portu­
giesischen Kolonialismus fUhrt, nicht gegen 
das portugiesische Volk , mit dem unser Volk 
Beziehungen der Freundschaft und der Zusammen­
arbeit unterhalten möchte . 

Der Staat Guinea- Bissau vertritt die Prin­
zipien der Nichtpaktgebundenheit . Er erstrebt 
die Lösung strittiger Fragen zwischen den Na ­
tionen auf dem Wege von Verhandlungen , und in 
Ubereinstimmung mit den BeschlUssen der höch­
sten internationalen Gremien erklärt er sich 
in diesem Sinne bereit , Ober eine Lösung zu 
verhandeln , die der Aggression der portugie­
sischen Kolonialregierung, die gesetzwidrig 
einen Teil unseres nationalen Territoriums be ­
setzt hält und Akte des Völkermords ~egen un­
sere BeVölkerung begeht , ein Ende setzt . 

Die Grenzen des Staates Guinea- Bissau 
schließen das Gebiet ein, das auf der nördli­
chen Halbkugel zwischen 120 20 ' und 100 59 ' 
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nördlicher Breite und 160 43 ' und 130 90 ' west­
licher Länge liegt , d .h . zwischen der Republik 
Senegal (im Norden) , der Republik Guinea (im 
SUden und Osten) und dem Atlantischen Ozean 
(im Westen) . Dieses Territorium setzt sich zu­
sammen aus einem kontinentalen Teil, einem 
GUrtel von KUsteninseln sowie dem Bissagos­
Archipel mit allen seinen Inseln . Er umfaGt 
ein territoriales Gebiet von 36 125 km2 und 
die entsprechenden Territorialgewässer . Das 
entspricht dem Gebiet , das in de r Vergangen­
heit als Kolonie Portugiesisch-Guinea bezeich­
net wurde . 

Der Staat Guinea- Bissau ruft alle unabhän­
gigen Staaten de r Welt auf , ihn de jure als 
souveränen Staat gemäß dem Völke rrecht und der 
internationalen Praxis anzuerkennen . Er ver­
leiht seiner Entscheidung Ausdruck, am inter­
nationalen Leben teilzunehmen , namentlich im 
Schoße der Organisation der Afrikanischen Ein­
heit und der Organisation der Vereinten Natio ­
nen, wo unser Volk seinen Beitrag zur Lösung 
der entscheidenden Probleme unserer Zeit in 
Afrika und in der ganz en Welt leisten kann. 

24 . September 1973 
Die Nationale Volksversammlung 

(Quelle : nicht autorisierte deutsche Ube r set­
zung nach : hektographierte s Material 
der PAIGC) 



VietnalT\ 

Frank Werkmeister 

1..Jahr Pariser Vietnam-Abkommen -
1 ..Jahr sch\Nerster Provokationen 

durch die USA und Saigon 

Das vor einem Jahr sm 27 . Januar 19~3 unter­
zeichnete Pariser Vietnam_Abkommen1 leitete 
eine neue Etappe im revolutionären Kampf des 
vletnamesischen Volkes eln . Während die Haupt­
aufgabe in der Demokratischen Republik Viet­
nam (DRV) darin besteht, die Folgen der US­
amerikanischen Kriegführung möglichst rasch zu 
beseltigen2 ) , um den Aufbau des Sozialismus 
erfolgreich weiterzufUhren, stehen im SUden 
Vietnams die patriotischen Kräfte vor der Auf­
gabe , die befreiten Gebiete als Basis fUr den 
Kampf um Demokratie und sozialen Fortschritt 
umfassend zu stärken . Der Kampf um die strikte 
Einheltung des Pariser Vietnam-Abkommens 1st 
die wesentliche Grundvoraussetzung zur Lösung 
beider Aufgaben . 
Seit der Unterzeichnung des Abkommens im Januar 

1973 hat sich das volksfeindliche Thieu- Regime , 
das den friedlichen Aufbau in der DRV und in 
den von der Provisorischen Revolutionären Re­
gierung der RSV verwalteten Gebieten zu stören 
versucht, zahlreiche ernste Verletzungen des 
Abkommens zuschulden kommen lassen . Die US­
Imperialisten stifteten die Saigoner Verwal­
tung zu diesen Verbrechen an oder begingen zu­
sätzlich eigene Provokat10nsakte, wie die fol ­
genden Beispiele verdeutlichen: 

+ 15 Millionen US- Dollar stellte d1e Nixon­
Regierung in den ersten neun Monaten des Jah­
res 73 fUr den Ausbau des Gefängnis- und Poli­
zeiwesens im Saigoner Bereich zur VerfUgung. 
+ 300 Tigerkäfige wurden allein auf der be­
rUchtigten KZ-Insel Poulo Condor neu erbaut . 
+ Die Zahl der politischen Gefangenen wurde 
von 200 . 000 auf annähernd 300 .000 erhöht . Das 

Thieu- Regime verhaftet jeden , der sich fUr die 
im Abkommen garantierten demokratischen Grund­
rechte auf freie Meinungsäußerung , freie Wahl 
des Wohn- und Arbeitsplatzes oder fUr die De­
monstrat10nsfreiheit einsetzt . 
+ Ober 900.000 Menschen, die in ihre Dörfe r zu­
rUckkehren wollen, werden in den von Saigon 
kontrollierten Städten und "strategischen Dör­
fe r n" festgehalten; sie sollen als Stimmvieh 
fUr Scheinwahlen benutzt werden . 

22 

+ Unter dem Kommando des US-Generals John 
Mur ray arbeiten 24.000 US-Militärberater - als 
Zivilisten getarnt - in den Organen der Armee, 
des Polizeiapparates und des Geheimdienstes fUr 
das Thieu-Regime. 
+ Die USA lieferten der Thieu- Clique nach dem 
Inkrafttreten des Abkommens illegal mehrere 
Flugzeuge vom Typ F 5 und A 37 . Damit verfUgt 
Saigon Uber die dritt stärkste Luftwaffe und die 
zweitstärkste Hubschrauberflotte der kapitali­
stischen Welt. 
+ Ober 32 . 000 militärische Operationen größe­
ren Stils mit Artillerie- und Luftwaffenunter­
stUtzung wurden vom Sa~goner Regime gegen be­
freite Gebiete - besonders im KUstenstreifen -
mit dem Ziel durChgeführt, sie zu besetzen. 

+ 176 . 000 Polizeiaktionen wurden gegen die Be­
völkerung im Saigoner Bereich unternommen . 
+ 12 . 000 mal bombardierte die Saigonel' Luft­
waffe Gebiete der PRR bzw . verletzte den Luft­
raum der befreiten Gebiete durch SpionageflU­
g, , 

+ Weit Uber 6 .000 Menschen wurden nach Anga­
ben der PRR allein unter der Zivilbevölkerung 
durch die Bombardements getötet. 
+ Die von den USA im Abkommen Ubernorrmene Ver­
pflichtung , die Hafen- und KUstengewässer der 
DRV zu entminen, wurde nicht erfUllt; im Hafen 
von Haiphong z . B. entschärften sie lediglich 
3 Minen . 



+ Di e USA haben sich bis jetzt der Verpflich­
tung entzogen , einen Beitr ag zur Uberwindung 
der von ihnen angerichteten Kriegsschäden und 
zum Wiederaufbau der DRV zu zahlen . 
+ Noch immer fliegen die USA Spionageeinsätze 
Uber dem Territorium der DRV . 
+ Di e USA provoz i erten die DRV am 7 .Dezember 
73 mit der Entsendung des Flugzeugträgers "Mid­
way" vor die KUste der Provinz Cuang Binh . 

Um von ihren ständigen Verletzungen des Pariser 
Vietnam- Abkommens abzulenken , bauen die US­
Imperialisten und ihre Saigoner Marionetten mit 
einer großangelegten Verleumdungskampagne den 
Popanz von der "Aggress ion" aus dem Norden und 
aus dem Bereich des "Vietkong" auf. Die DRV 
sowie die PRR und die FNL haben aber immer wie ­
der darauf verwiesen , daß sie sich fUr die 
strikte Einhaltung und Verwirklichung des Ab­
kommens, zu dessen Unterzeichnung die USA und 
Saigon gezwungen wurden , einsetzen . Zugleich 
wurde den Provokateuren deutlich gemacht , daß 
ihre Rechnung , nach Salami- Taktik Schritt fUr 
Schritt die befreiten Gebiete zu liquidieren , 
nicht aufgehen wird . Dementsprechend fordert 
das militärische Oberkommando der PRR in einem 
Befehl vom Oktober 733 ) die Volksbefreiungs­
streitkräfte auf, j eden Angriff konsequent ab­
zuwehren und die ständigen Luftangriffe mit 
Vergeltungs- und Bestrafungsaktionen zu beant­
worten . Die Cegenschläge der Befreiungsstreit­
kräfte in den letzten Wochen haben - selbst 
nach Meinung bUrgerlicher Kommentatoren - ge­
zeigt, daß die PRR und die FNL in der Lage 
sind , die Saigoner Machthaber gezielt und prä­
zise an jedem Ort zu treffen . 
Ein Jahr nach der Unterzeichnung des Pariser 
Vietnam- Abkommens muß außerde~ festgestellt 
werden , daß die Bundesregierung noch imoer 
nicht die Konsequenzen aus dem Abkommen gezo-

Kambodscha 
•• 
Uber den Kampf der 

gen hat . Sie hat noch immer die DRV nicht aner­
kannt und weigert s i ch , di plomat ische Bezie­
hungen mit der PRR aufzunehmen . Das Par iser 
Abkomoen aber hat klar festgelegt , daß es in 

SUdvietnam zwei Armeen, zwei kontrol l ierte Ge­
biete und zwei Regierungen gibt . Das all es 
ignoriert Bonn. Stattdessen gewähr t man - wie 
dpa im Dezember 73 aus Saigon meldet - der 
Thieu- Clique einen neuen Kredit in Höhe von 
49 Millionen DM (Zinssatz 2 Prozent , RUckzah­
lung innerhalb von 30 Jahren) . Wenn die Bun­
desregierung das Pariser Vietnam- Abkommen tat­
sächlich akzeptieren will, dann muß sie unver­
zUglich und bedingungslos die DRV und die PRR 
diplomatisch anerkennen und - ebenfal ls ohne 
Vorbedingungen - die Gelder freigeben , die fU r 
die Menschen in Vietnam bereits bewilligt wur­
den . Dabei darf dem korrupten Thieu- Regime je­
doch kein Pfennig zufl ießen! 
Ein Jahr nach de r Unt erzeichnung des Pa r iser 
Vietnam- Abkommens steht f Ur die Solidaritäts­
bewegung in der BRD fes t : 
Die politische und mate r ielle Solidarität mit 
dem vietnamesischen Volk muß weiter gehen . Die 
außerordentlich ernste Lage in SUdvietnam ist 
dafUr eine zusätzliche Verpflichtung . Die Ar­
beit der "Initiative I nternationale Vietnam­
Solidarität" , besonders das Projekt !Ur den 
Aufbau einer Schule in Nam Ha (DRV) muß nach­
haltig unterstUtzt we r den . Es gi l t die Losung : 
Vietn:llll ble ibt unsere Sache ! 

Anmerkungen : 

1) Vgl . AlB Nr . 2/1973 Wortlaut des Abkommens 
2) Vgl . AlB Nr . 6/1973 Aufbau in der DRV 
3) Vgl . South Vietnam in struggle , Nr . 219 vom 

22 . Oktober 73 

Nationalen Befreiungsfront 
Interview der "Initiative International e Viet­
nam- Sol idarität" mit dem stellvertretenden 
Leiter der Mission der Königlichen Regierung 
der Nationalen Einheit von Kambodscha (GRUNK) 
in Frankreich, Herr n In Sokan , anläßlich der 
internationalen Kambodscha - Konferenz am 8 . /9. 
Dezember 1973 in Paris . 

Frage : Die "nationale Eintracht" ist ein we­
sentlicher Aspekt des nationalen Befreiungs­
kampfes des vietnamesischen Volkes . Wie stellt 
sich dieses Problem in Ihrem Land , im nationa­
len Befreiungskampf des kambodschanischen Vol­
kes dar? 

, 
Antwort: Wir stellen mit Bedauern fest , daß 
man darauf beharrt , das Problem Indochinas i n 
der öffentlichkeit zu vereinfach~n und zu gl o­
balisieren , während es in Indochina tatsäch­
lich verschiedene nationale Gebilde mit ihr em 
jeweils spezifischen Char akter gibt . Der Ag­
gressionskr ieg in Vie tnam , Laos und Kambodscha 
weist gewisse Unterschiede auf . Die inf olge 
der gegen die drei Lände r - ich sage ausdrUck­
lich "drei Länder" : Vietnam , Laos und Kambod­
scha - gefUhrten Aggr ession eingetr etene Si-
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tuati on ist in ,1edem Land verschieden. 

Wir haben wiede r holt bekräftigt , daß der Kampf 
der Brudervölker von Vietnam , Laos und Kambod­
scha ein sol idarischer Kampf ist . Aber man 
darf diese Solidar ität nicht mit einer einzi­
gen Or ganisation des Kampfes verwechseln . In 
di esen dr ei Länder n l eben drei ver schiedene 
Völ ker mi t ve r schiedenen Organisationen und 
auch ver schiedenen Traditionen des Kampfes. 
Wi e Sie wissen , hat bereits die Gipfe l konfe­
renz der drei Völker Indochinas (April 1970) 
kla r unt erstrichen , daß die Befreiung jedes 
Landes das Werk seines Volkes ist. Jedes Volk 
muß über seine eigenen Angelegenheiten sel bst 
entscheiden in jedem der drei Länder. Aber in 
diesem Kampf unserer drei Länder sind unsere 

Vol ksbefr eiungsstreitkräfte der FUNK 

dr ei Völ ker solidar isch und helfen sich gegen­
seitig entsprechend den Bedürfnissen jeder Sei­
t e in gegenseitiger Respektierung. 
Wir halt en gerade den folgenden Punkt für sehr 
wi chtig : Nixon wollte das Pr oblem global isie­
r en , um die Öffentl i chkeit zu täuschen und sie 
gl auben zu machen , daß der Krieg in den drei 
Ländern Indochinas ein Kr i eg gegen die Nord­
vi etnamesen sei. Das ist falsch . Nixon mein­
te , wenn er Kambodscha angr eife , komme er aus 
dem vietnamesischen Sumpf heraus. Aber die Ag­
gr ession gegen Kambodscha t r af sofort auf den 
Widerstand des kambodschanischen Volkes . Die 
Öf fent l ichkeit muß wissen , daß in Indochina 
dr ei Völker vom Imperialismus angegriffen wur­
den und daß diese dr ei Völker , jedes in sei­
nem Land , gegen die amerikanische Aggres sion 
kämpfen. Kambodscha ist also ein nationales 
Gebilde mit allen es als Nation k ennze i chnen­
den Kriterien, wie z . B. eine eigene Sprache, 
die Khmer-Sprache . Al s uns ere vietnames i schen 
Freunde in Südvietnam nach 1960 zu den Waff en 
gegriffen hat t en, um gegen die amerikani sche 
Beherrschung zu kämpfen , führten wir den poli -
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tischen Kampf noch im Frieden. Wir haben un­
se r e Unabhängigkeit seit 1953 er langt . Diese 
Unabhängigkeit wurde durch die Genfer Abkom­
men von 1954 bestätigt . Nach 1954 verfolgten 
wir eine Politik der Unabhängigkeit , der Neu­
t r alität und des Friedens. Bis 1970 lebten 
wir , trotz der Versuche des US- Imperialismus, 
Kambodscha in den Griff zu bekommen, in einer 
Pe r iode relativen Friedens . Wir konnten sie 
zum Aufbau des Landes und zur Organisierung 
des Lebens nutzen. Fragen Sie alle, die Kam­
bodscha vor 1970 kannten: sie werden I hnen sa­
gen , daß es eine Ins el des Friedens war . 
Ich möchte auf Ihre Frage mit dem Hinweis ant­
worten , daß es sich also hier um voneinander 
zu unterscheidende nationale Gebilde handelt, 
nicht nur im Hinblick auf die Sprache , son­
dern auch im Hinblick auf die ökonomischen, 
politischen und natürlich auch auf die gesell­
schaftl ichen Bedingungen, denn es handelt s ich 
um dr ei verschiedene Länder . 
Frage: Nach dem vom US- Imperialismus angezet­
telten Putsch 1970 hat sich in Kambodscha die 
FUNK - die Nationale Einheitsfront von Kambod­
scha - gebildet . Seither hat es nicht an Ver­
suchen des OS- Imperialismus gefehlt , die FUNK 
oder auch die drei Länder Indochinas zu spal­
ten . 
Antwort: Ich erwähnte schon, daß die Solidari­
tät der drei Völker Indochinas in der Erklä­
rung der Gipfelkonferenz der drei indochine­
sischen Völker vom 25 . April 1970 verankert ist . 
Sie sagt ausdrücklich , daß die Befreiung je­
des Volkes sein eigenes Werk ist. Wir sind so­
lidarisch im gegenseitigen Respekt und dieser 
gegenseitige Respekt ist eine sehr feste Grund­
l age unserer Solidarität. Die Grundlage unse­
r er Solidarität mit dem Volk von Vietnam -
ohne jetzt hier unsere nachbarliche Verbun­
denheit zu erwähnen - die feste Grundlage die­
ser Solidarität ist die Tatsache , daß wir ei ­
nen gemeinsamen Feind haben . Die Solidarität 
kann aber nur fest sein , wenn man sich gegen­
seitig respektiert. 
Was die FUNK betrifft: unsere Front ist in ih­
rem Charakter einzigar tig. Oft werden solche 
Fr onten aus dem Zusammenschluß der Parteien 
gebildet , aber unsere Einheitsfront wird durch 
die Vereinigung aller ge s ellschaftlichen 
Schichten in Kambods cha gebildet. Sie wi s sen , 
daß es in ihr den Prinzen gibt. Aber Sie fin­
den in der Front auch Bauern und Arbeiter. Die 
gesell schaftliche Fächerung ist al so s ehr 
breit und i nf olgedessen vereinigt die Front 
verschiedene Tendenzen, Meinungen. Abe r t r ot z 
ihrer Breite i st unser e Fr ont f est . Di ese Fe­
s t igkeit, diese Einheit ist der Tatsache zuzu­
schreiben , daß wir gegen den Feind, gegen den 
f r emden Aggressor kämpfen müssen. Sie ist durch 
aie Einheit der Volk3befreiungsarrnee konkr e-



tisiert. Darin liegt die Stärke des Volkes . 
Deshalb versucht de r Feind, der Imperialismus 
und seine Handlanger , gerade wegen des sehr 
breiten Charakters der Front, auseinanderge ­
hende Auffassungen zu bestimmten Einzelfragen 
aufzugreifen und zu vertiefen. Aber ich kann 
Ihnen versichern, daß es dem Imperialismus und 
seinen Handlangern niemals gelingen wird, un­
sere Einheit in der Front und die Solidarität 
zwischen den drei V51kern von Vietnam, Laos 
und Kambodscha zu zerstören. Und wir werden 
diese Solidarität wie unseren Augapfel hüten . 

Frage : Gew1sse Kräfte in unserem Land behaup­
ten, daß Kambodscha eine Verhandlungslösung 
des Kambodscha-Problems ablehne und - im Ge­
gensatz zum vietnamesischen Volk - es vorzö­
ge, mit den Waffen bis zum endgültigen Sieg 
zu kämpfen . Wie ist Ihre tatsächliche Stellung 
zu dieser Frage? 

Antwort: Um auf Ihre Frage zu antworten , möch­
te ich ausdrücklich bekräftigen, daß wir nie­
mals einen Kompromiß mit den Verrätern einge­
hen werden , die wir schon seit vielen Jahren 
kennen. Diese Verräter arbeiteten seit jeher 
fUr die Fremden : seit dem französischen Kolo­
nialismus, während der japanischen Besatzung 
und selbst während der Jahre der Unabhängig­
keit haben sie auf diesem Weg beharrt. Sie sind 
nicht nur politische Verräter, sondern sie sind 
gleichzeitig auch Verbrecher, was natürlich 
nicht voneinander zu trennen ist. Sie haben 
Verbrechen an unseren Landsleuten begangen, 
selbst in Friedenszeiten! Sie haben unsere 
Landsleute verhaftet, ermordet . Sie haben al­
le möglichen Sabotage- Manöver gegen die Unab­
hängigkeit und die Neutralität Kambodschas ver­
übt . Im übrigen stellen sie nichts dar, und 
der Irrtum der USA ist gerade, sie für die 
starken Männer zu halten. Aber die Ereignisse 
haben gezeigt, daß die Amerikaner , als sie den 
Staatsstreich auslösten, gleichzeitig einen 
nicht zu bändigenden, entschlossenen Widerstand 
von seiten unseres Volkes ausgelöst haben . Se­
hen Sie die westliche Presse durch : welchen 
Sieg haben sie seit dem Beginn ihrer Verbre­
chen zu verzeichnen? Man muß eines sehen : wir 
hängen sehr an unserer Unabhängigkeit , an un­
serer Freiheit und wir legen Wert darauf, sie 
zu retten , unsere Freiheit und unsere Unabhän­
gigkeit zu verteidigen. Nicht wir haben die 
Amerikaner angegriffen - die Amerikaner sind 
es , die unser Land angegriffen haben . Was wir 
verlangen, ist, daß die Amerikaner unser Land 
verlassen. Die Frage ist im Grunde sehr ein­
fach. Warum von Verhandlungen reden? Worum ver­
handeln? Verhandeln , um hier ein Stückehen , 
hier die Hälfte, dort ein Drittel den Amerika­
nern und den Verrätern zu Uberl assen? Nein, 
davon kann nicht die Rede sein . Die Frage ist, 

daß sie sich zurückziehen und aufhören müssen , 
die Verräter zu unterstützen. Wir verlangen 
von den Amerikanern keine Niede rlage. Wir füh­
ren Krieg gegen sie, weil sie in unse rem Land 
sind . Wir sind nicht in den USA , um sie dort 
anzugreifen . Wenn sie abziehen und ihre Inter­
vention sowie Einmischung einstellen , ist das 
Problem gelöst . 
Frage : Manche Presse identifiziert immer die 

FUNK mit den "roten JGuner ll • Sie spricht von 
den "roten Khmer", um nicht von der FUNK spre ­
chen zu müssen . 
Antwort : Sehen Sie , ich sagte es schon , in der 
FUNK gibt es verschiedene Meinungen , und die 
feste gemeinsame Grundlage - ich m5chte noch 
einmal die Festigkeit dieser Front betonen -
beruht auf der Tatsache, daß wir einen gemein­
samen Feind und ein gemeinsames Ziel haben: 
die Unabhängigkeit , die Freiheit , die Demokra­
tie . Alle Patrioten können sich dieser Front 
anschließen. Die "roten Khmer" - das ist eine 
abfällige Bezeichnung, wie IIVietcong" fUr die 
Südvietnamesen . Aber wir wollen gar nicht leug­
nen , daß es in der Fr ont Kommuni sten gibt, wa­
rum sollten wir das leugnen? Wo vielleicht ge­
rade sie es sind , die.sehr viel größere Opfer 
gebracht haben . Wir haben das nicht zu leugnen. 
Aber es kommt darauf an zu wissen , daß es in 
der Front eine ganze Stufenleiter von Meinun­
gen und alle gesellschaftlichen Schichten gibt 
und daß alle Patri oten sind . 
Frage: Was können wir in unserem Land tun , um 
den Kampf des kambodschanischen Volkes fUr 
seine nationale Unabhängigkeit noch wirksamer 
zu unterstützen? 
Antwort: Ich sagte Ihnen, daß wir es bedauern , 
daß das Problem Kambodscha kaum bekannt und 
in der Öffentlichkeit nicht sehr klar ist. Des­
halb bitten wir uns'ere Freunde hauptsächlich 
darum, alle die Kräfte , die Frieden , Gerechtig­
keit und Freiheit lieben, der Öffentlichkeit 
die Wirklichkeit unseres Kampfes zu zeigen . 
Die gegenwärtige Situation in Kambodscha ist 
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bestimmt durch die Fortsetzuns der US- Aggres­
sion , die zur Folge hat , daß unser Widerstands ­
kämpf andauert. Unter diesen Umständen bitten 
wir unsere Freunde , über die Fortsetzung der US­
Aggression zu informieren . Die Menschen schei­
nen , zu unserem großen Bedauern, nicht beson­
ders auf die fUrchtbsren Bombenangr iffe in den 
ersten 6 Monaten 1973 zu reagieren . Obwohl die ­
se Bombenangriffe an Intensität die auf Viet­
nam übertreffen, scheint die Öffentlichkeit 
davon wenig betroffen zu sein . Die Informa­
tionsarbeit Uber die Wirklichkeit unseres Kamp­
fes i st also sehr wichtig. Wir bitten natUr­
lieh auch darum, unseren Kampf politisch , fi ­
nanziell, materiell und moralisch zu unter­
stützen . Aber wir m6chten ihnen ausdrUcklieh 
s agen, daß unsere Front der politischen Unter-

stützung große Bedeutung beimißt . Die politi ­
sche Unterstützung ist die kostbarste Unter­
stützung , die uns die demokratischen Organi­
sationen zuteil werden l assen können . Man muß 
informieren, die Öffentlichkeit auf den Ernst 
der Lage in Kambodscha hinweisen. Das kann mit 
dazu beitragen, die Verräter zu isolieren, 
den Imperialismus zu iaolieren, den Herrn der 
Verräte r . 
Unser Problem läßt sich folgendermaßen zusam­
menf assen : die US- Aggression auf der einen 
Seite und unser Kampf fUr Unabhängigkeit und 
Freiheit auf der anderen Seite. Man muß den 
US-Imperialismus verurteilen und den Kampf 
unseres Volkes fUr die Unabhängigkeit, die 
Demokratie, den Frieden und den Fortschritt 
unterstützen . 

In den befreiten Gebieten: Bauern tragen bei der Feldarbeit Gewehre , 
um jeder zeit einen feindlichen Angriff abwehren zu können . 

2S 

Aktion.empfehlung der Internetionalen 
Kernbodecha - Konferenz: 

Die internatiqnale Solidaritätskonferenz mit 
dem kambodschanischen Volk, die am B. und 9 . 
De zember 1973 in Paris zusammengetreten ist , 
spricht nach Annahme der politischen Erklärung 
folgende Empfehlungen aus : 
1l die Weltöffentlichkeit über den Ernst der 

Lage in Kambodscha zu informieren, die nach 
der amerikanischen Aggression entstanden 
ist. Zu diesem Zweck sollen : 
- die Dokumente der FUNK veröffentlicht 

und verbr eitet werden, 
- Dokumente , Artikel und wissenschaftliche 

und andere Beitr äge in verschiedenen 
Zeitungen , Zeitschriften und anderen Pu­
blikationen veröffentlicht werden, 

- Plakate Uber die mit diesem Krieg zusam­
menhängenden Ereignisse he r gestellt wer­
den, 

- Informationskonferenzen und Versammlun­
gen abgehalten werden, 

- die Benutzung der amerikanischen Stütz­
punkte in verschiedenen Ländern ange­
prangert werden , 

2l den Kampf des kambodschanischen Volkes zu 
unterstützen, 
- durch den Appell an alle V6lke r , 

ihre jeweiligen Regierungen - falls die ­
se es noch nicht getan haben sollten -
aufzufordern , die CRUNK anzuerkennen und 
ihre legitimen Rechte bei der UNO wie­
derherzustellen , 
dur ch die Schaffung und Entwicklung von 
aktiven Hilfskomitees für den Kampf des 
kambodschanischen Volks , sowie von 
Freundschaftsorganisationen mit Kambod­
scha , 
durch materielle und finanzielle Hilfe , 

- durch die Or ganisierung einer Woche der 
Solidarität mit dem kambodschanischen 
Volk vom 17. bis 24 . März 1974. 

(ei nstimmig angenommen) 



Kurzinfarmation 
Peru 
Am 3 . Oktober 1968 übernahm eine Gruppe natio­
nalgesinnter Offiziere um General J. VelascQ 
Alvarado die Regierung Perus und leitete einen 
Prozeß antiimperialistischer, antioligarchi­
scher Reformen ein : so die entschädigungslose 
Enteignung des USA- Konzerns IIInternational 
Petrol eum Company", die Verstaatlichung der 
Fl schereiwirtschaft, des Außenhandels , die 
Durchführung einer Agrarrefor m, dur ch die im 
Laufe der Jahre 5,5 Mio ha Gr oßgrundbesitz an 
200.000 Landarbeiter und Kleinbauern verteilt 

wurde, die Einleitung einer Bil dungsreform und 
der Kampf gegen den Analphabetismus . Diese 
fortschrittlichen Maßnahmen stießen auf den 
immer größer werdenden Widerstand der peruani­
sehen Reaktion. Im November 1973 verstärkten 
sich die Angriffe gegen die Regierung : der 
illegale Lehrerverband SUTEP provozierte Un­
ruhen in den Provinzen Arequipa, Cuzco und Pu­
no; Ärzte und Rechtsanwälte traten in den 
'Streik'; um die Versorgung der Bevölkerung 
lahmzulegen, schränkten Transportunternehmen 
und Eisenbahngesellschaften den Transport ein , 
schlossen zahlreiche Geschäftsleute und Fa­
brikbesitzer ihre Läden bzw. Betriebe . 

Die Ähnlichkeit dieser Provokationsakte mit 
denen der chilenischen Konterrevolution ist 
augenfällig. Die jüngsten Ereignisse bezeugen, 
daß der Imperialismus und seine lateinameri­
kanischen Komplizen nunmehr versuchen, ver­
stärkten Druck auf Peru auszuüben . 
Die entschlossene Hal tung der peruanischen Re ­
gierung und die sie unterstUtzenden Massenak­
tivitäten machten diese AbSichten der Konter­
revolution jedoch zunichte. Präsident Alvarado 
betonte, Peru werde seine Revolution "mit al­
len zur Verfilgung stehenden Waffen " (Horizont , 
Nr. 52/1973. S. 18) verteidigen . 

Ende Dezember 1973 verfUgte die Regierung die 
Ver staatlichung der größten USA- Bergwer ksge­
seIlschaft in Peru "Cerro de Pasco Mining 
Corp.". Das vom Präsidenten und allen 15 Ka­
binettsmitgliedern unterzeichnete Dekret be ­
stimmt gle ichzeitig die Gr Undung des staatli­
chen Unternehmens "Centromin- Peru" , das alle 
Bergwerke , HUtten und Raffinerien der "Cerro 
de Pasco Mining Corp." Ubernimmt . 

Uruguay 

Uruguays Diktator Bordaberry hatte nach dem 
Rechtsputsch vom Juni 1973 das Parlament auf­
gelöst , die Gewerkschaften verboten , die de ­

mokratischen Freiheiten aufgehoben und eine 
Hexenjagd auf die Linkskräfte eröffnet . Nun , 

am 1. Dezember 1973 setzte mit dem Verbot der 
Kommunistischen Partei (KPU) eine neue Welle 
der Verfolgungen ein. Am 14. De zember ernann­
te Bordaberry ferner ein als "Staatsrat" de­
klariertes Gremium aus ihm ergebenen Politi­
kern der beiden großen bUrgerlichen Parteien , 
welches das Parlament "ersetzen" Boll. Als 
erste Aufgabe wurde dies em "Staatsrat" die 
Ausar beitung eines Gesetzentwurfes angetra­
gen , mit dem das Verbot der KPU und die an­
haltenden Terrormaßnahmen einen legalen An­
s trich erhal ten sollen . 
Seit Monaten befinden sich der Präsident der 
Volksbewegung , Gener al 1.R. Liber Seregni und 
tausende von Kommunisten, Sozialisten und Ra­
dikaldemokraten in den Kerkern des Bordaberry­
Regimes . 

Liber Seregni , Präsident der uruguayischen 
Volkseinheitsbewegung "Frente Amplio" 

Entgegen gezielter Falschmeldungen des Regimes 
ist der Generalsekretär der KPU, Rodney Ari s­
mendi , nicht in s eine Hände gefallen. Er 
hielt sich für kurze Zeit in Havanna auf und 
leitet den Kampf der Volksbewegung aus dem 
Untergrund an. 
In einem ~m 18.12 . in der kubanischen Zeitung 
IIGranma" veröffentlichten Kommunique des Ge­
ner alsekretariats der KPU he i ßt es u . a . , daß 
"die Diktatur Bordaberrys und seine r Militär ­
komplicen einen weiteren Schri tt zur Erri ch­
tung eines Regimes vom f aschistischen Typ im 
Lande unternommen hat. " 
Doch das Volk leiste der Diktatur entschlos­
sen Widerstand , was die Mass enbewegung bewei­
se . Di e KPU ruft das Volk auf , di e Einheit zu 

festigen und den Kampf f Ur die Durchsetzung 
eines Mindestpr ogramms zu aktivieren, das die 
Wiederherstellung der demokratischen Rechte 
und Fr eiheiten , soziale und ökonomische Umge­
staltungen sowie die Freilas sung der einge­
kerkerten Politiker und Gewer kschafte r vor-

s ieht. 
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Israel 

Die Regierung in Tel Aviv kann auch nach dem 
4 . Nahostkrieg weiterhin auf die umfangreiche 
ökonomische und militärLsche Unterstützung 

seiner Verbündeten rechnen : 

Mitte Dezember 1973 stimmte der ~§=§~~~~ ei­
nem Auslandshilfegesetz in Höhe von 5,8 Mrd 
US- Dollar zu, in dem allein 2,2 Mrd US- Dollar 

(rund 5 , 7 Mrd DM) ~!~!~~~~!!f~ für Is r ael ent­
halt~n sind. Laut US-~egierung sollen damit 
Israels im 4 . Nahostkrieg erlittene "Materlal­
verluste " ausgeglichen we r den . 

Die ~~~~~§r~g!~~g gab Anfang November 1973 
grünes Licht für die unverminderte Fortset­

zung der BRD-€!~~n~~!!!~n an Israel. Wie in 
jedem Jahr seit 1968 e r hält Israel auch in 

diesem Jahr 140 Mio DM als ~r~~!~ - Laufzeit 
30 Jahre. Die Tilgung dieser Kreditvergaben 

~beginnt erst nach zehn Freijahren , und wird 
J mit nur 2% verzinst . Von den 140 Mio DM wer­

den 120 Mio als Soforthilfe gezahlt; nur 20 
Mio DM sind projektgebunden. 
Die von Regierungsseite bislang bekanntgege ­
benen offiziellen Kreditvergaben übersteigen 

damit seit 1968 die 1 , 1 Mrd- Grenze. Laut "Die 
Zeit " ist die jährlich an Israel gezahlte 
Summe , verglichen mit Zahlungen an andere 
Entwicklungsländer , überau s hoch. Um die i s ­
raelische Wirtschaft anzukurbe l n, sieht der 
neue Rererentenentwurf des Entwicklungshilfe­
steuergeset zes der BRD- Regierung für Investi­

tionen des westdeutschen Pr ivatkapitals in 

Israel e~~~~EY~Eg~2!!~g~~ um 50% vor. 
(vgl. FR, 12.12 . 1973 , 19 . 12 . 1973; Di e Zeit , 

16 . 11 . 1973) 

RSA-Israel 

Nach Ausbruch des jüngsten Nahostkrieges wur­
den in der RSA mit Hilfe der zionistischen Or­
ganisation Südafrikas Stellen eingeri chtet . 
die den Charakter militärischer Melde- und Ein­
berufungsbüros besaßen und bei denen sich zum 
militärischen Einsatz an der Seite Israels 
"weißel! Südafrikaner jüdischer und nie h t -
jüdischer Herkunft bewarben . Für den Fall der 
Verschlechterung der militärischen Position 
Israels war das israelische Generalkonsulat 
offensichtlich besonders an der Einberufung 
" ehemaliger Mitglieder von Panzer- und Artil­
lerieeinheiten der israelischen Armee tr inter­
essiert . Das Rassistenregime duldete nicht nur 
diese Aktivitäten der Zionisten mit Wohlwol­
len , sondern gab trotz angespannter Zahlungs ­
bilanz die Uberweisung mehrerer Millionen Rand 
nach Israel frei. 

(Vgl. The Star , Johannesburg, 13 . 10 .1973 , 
10 . 11.1973: Financial Times, Johannesburg , 
19 . 10.1973) 
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CRV 

LE DUC THO UND DER NOBELPREIS 

Das Nobelpreiskomitee faßte kürzl ich den Be­
schl uß, den Friedenspreis 1973 an Her rn Le Duc 
Tho, dem Leiter der DRV- Delegation bei den Pa­
riser Friedensverhandl ungen , zu verleihen . 
Herr Le Duc Tho sandte am 23.0ktober die fol ­
gende Botschaft an Frau Lionaes, Präsidentin 
des Nobelpreiskomitees: 
"Während der vergangenen 18 Jahre haben die 
Vereinigten Staaten einen Aggressionskrieg g! 
gen Vietnam geführt. Die vietnamesischen Men­

schen haben dem einen äußerst entschlossenen 

und heldenhaften Widerstandskampf für nationa­
le Freiheit und Unabhängigkeit entgegengesetzt. 
Die'gesamte fo~tschrittliche Menschheit hat 
ihre gerechte Sache gebilligt und unterstUtzt. 

Die US- Imperialisten wurden besiegt. Das Pa­
riser Abkommen über Vietnam wurde abgeschl os­
sen . Es bedeutet einen sehr großen , epochal en 
Sieg sowohl des vietnamesischen Volkes als auch 
der Frieden und Gerechtigkeit liebenden Men­

schen'überall in der Welt. Es stellt einen her­
vorragenden Beitrag des vietnamesischen Volkes 
für die nationale Befreiungsbewegung und für 
die Sache des von den Völkern aller Länder an­
gestrebten Friedens dar . 

Es ist der gemeinsame Standpunkt der vietname­
sischen Bevölkerung und der Regierung der DRV, 

das Pariser Abkommen entschlossen und gewissen­
haft zu verwirklichen, und gleichzeitig zu 

fordern , daß alle anderen Parteien dasselbe 
tun , um so einen dauerhaften Frieden in Viet­
nam aufrechtzuerhalten und zur Bewahrung des 
Fr iedens in Vietnam , in Südostasien und in der 
Welt beizutragen. 
Seit der Unterzeichnung des Pari ser Vietnam­
Abkommens haben die USA und die Saigoner Ver­
waltung jedoch fortgesetzt sehr e r nste Verlet­

zungen vieler grundlegender Bestimmungen des 
Abkommens begangen . 
Die Saigoner Verwaltung hat mit Ermutigung und 
Unterstützung der USA ihre kriegerischen Hand­
lungen fortgesetzt. Der Friede ist in Südviet­
nam nicht wirklich wiederhergestellt. 
Unter diesen Umständen sehe ich mich außer­
stande , den Friedensnobelpreis 1973, den mir 
das Komitee verliehen hat, anzunehmen. Wenn 

das Pariser Vietnam- Abkommen respektiert wird, 

die Waffen schweigen und der Friede in Viet­
nam wirklich wiederhergestellt ist, werde ich 
die Annahme des Preises in Erwägung ziehen . 
Ich benutze diese Gelegenheit, um dem Komitee 
meinen Dank auszusprechen und Sie erneut mei­
ner hohen Wertschätzung zu versichern." 

( Quelle: HSouth Vietnam in StruggleH NO.221 
vom 5. November 1973, Seite 4) 


